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VERBANDS-
GEMEINDE

Verbandsgemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung Nr.: 85/2021

Satzung über den Kostenersatz und die Gebührenerhe-
bung für Hilfe- und Dienstleistungen der Feuerwehr
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels
vom 09. Dezember 2021

Der Verbandsgemeinderat von Annweiler am Trifels hat
aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalz (GemO) vom 31.01.1994, des § 8 Abs. 3,
§§ 33 und 36 des Landesgesetzes über den Brandschutz,
die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (Brand-
und Katastrophenschutzgesetzes - LBKG) - vom
02.11.1981, sowie des § 2 Abs. 1, § 7 und § 8 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 – in der je-
weils gültigen Fassung – folgende Satzung beschlossen,
die hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1 Grundsatz
(1) Die Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels unterhält

zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Brandschutz und der
allgemeinen Hilfe eine Feuerwehr.

(2) Ersatzansprüche nach anderen Vorschriften bleiben
unberührt.

§ 2 Unentgeltliche Leistungen
Vorbehaltlich des § 3 sind alle Maßnahmen der Feuerwehr
zur Abwehr von Brandgefahren,
anderen Gefahren (Allgemeine Hilfe) oder im Rahmen des
Katastrophenschutzes (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, § 8 Abs. 2, §
19 Abs. 1 LBKG) unentgeltlich.

§ 3 Entgeltliche Leistungen
(1) Die Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels kann für

die in § 36 Abs. 1 und Abs. 2 LBKG aufgeführten Leis-
tungen Kostenersatz erheben, wobei § 94 Abs. 2 der
Gemeindeordnung keine Anwendung findet.

(2) Darüber hinaus sollen Gebühren erhoben werden für
alle Leistungen, die die Feuerwehr im Rahmen ihrer
Möglichkeiten außerhalb der Gefahrenabwehr er-
bringt, insbesondere
1. überwiegend im privaten Interesse durchgeführte

Leistungen, beispielsweise Arbeiten an der Einsatz-
stelle nach Beseitigung der allgemeinen Gefahr,
das Öffnen und Absicherung von Türen, Fenstern
und Aufzügen (außer in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr.
1 bis 3 LBKG),

2. für die Gestellung von Brandsicherheitswachen
gemäß § 33 LBKG sowie für die Gestellung von
Brandsicherheitswachen, wenn sie aufgrund
anderer Vorschriften angeordnet werden.

(3) Von dem Einsatz der Kosten oder der Erhebung von Ge-
bühren kann ganz oder teilweise abgesehen werden,
soweit dies nach Lage des Einzelfalles eine unbillige
Härte darstellt oder aufgrund öffentlichen Interesses
gerechtfertigt ist.

(4) Bei Amtshilfeleistungen richtet sich der Kostensatz
nach § 8 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

§ 4 Kosten und Gebührenschuldner
(1) Kostenschuldner im Sinne des § 3 Abs. 1 dieser Sat-

zung sind die in § 36 Abs. 1 und 2 LBKG genannten Ver-
pflichteten.

(2) Gebührenschuldner für die Brandsicherheitswachen
sind die Veranstalterin oder der Veranstalter. Im Übri-
gen ist Gebührenschuldner im Sinne des § 3 Abs. 2 die-
ser Satzung wer als Benutzer die Hilfe- oder Dienstleis-
tung der Feuerwehr in Anspruch nimmt oder anfordert.
Wird die Feuerwehr im Inte4resse eines Dritten (z.B.
Mieter oder Pächter) in Anspruch genommen, so haftet
für die Gebührenschuld nur, wenn die Inanspruchnah-
me seinem wirklichen oder mutmaßlichen Willen ent-
spricht.

(3) Mehrere Kostenersatz- und Gebührenpflichtige haften

als Gesamtschuldner.
§ 5 Berechnung des Kostenersatzes und der Gebühren

(1) Der Kostenersatz und die Gebühren werden in der Re-
gel in Stundensätze für Einsatzkräfte und Einsatzfahr-
zeuge nach Maßgabe des § 36 Abs. 7 bis 11 LBKG erho-
ben. Die Höhe der Stundensätze ergibt sich aus dem in
der Anlage zu dieser Satzung beigefügten Verzeichnis,
das Bestandteil der Satzung ist.

(2) Für die Personal- und Sachkosten hauptamtlicher Ein-
satzkräfte gilt § 2 der Landesverordnung über die Ge-
bühren für Amtshandlungen allgemeiner Art (Allgemei-
nes Gebührenverzeichnis) vom 08.11.2007
(GVBl.S.277, BS 2013-1-1) in der jeweils geltenden
Fassung entsprechend, soweit sich aus § 36 Abs. 6
Satz 4 LBKG nichts anderes ergibt.

(3) Die Personalkosten für ehrenamtliche Einsatzkräfte
werden auf der Grundlage des § 36 Abs. 7 LBKG erho-
ben.

(4) Für die Feuerwehr- und andere Einsatzfahrzeuge erge-
ben sich die Stundensätze aus dem in der Anlage zu
dieser Satzung beigefügten Verzeichnis. Stundensätze
nach der Verordnung des zuständigen Ministeriums ge-
mäß § 36 Abs. 10 LBKG gehen den Stundensätzen nach
Satz 1 vor; im Übrigen bleiben in dieser Satzung gere-
gelte Stundensätze für weitere Feuerwehr- und andere
Einsatzfahrzeuge unberührt.

(5) Die Stundensätze werden halbstundenweise abge-
rechnet. Angefangene Stunden werden bis zu 30 Minu-
ten auf halbe Stunden, darüber hinaus auf volle Stun-
den aufgerundet.

(6) Die Einsatzdauer beginnt beim Personaleinsatz mit der
Alarmierung und endet nach Widerherstellung der Ein-
satzbereitschaft bzw. nach Ende der notwendigen Auf-
räumungs- und Reinigungszeiten. Bei Fahrzeugen be-
ginnt die Einsatzdauer mit der Abfahrt aus dem Feuer-
wehrhaus und endet mit der Wiederherstellung der Ein-
satzbereitschaft der Fahrzeuge.

(7) Daneben kann Ersatz der Kosten verlangt werden, die
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels entstehen
für
1. den Einsatz von Hilfsorganisationen, für Hilfe leis-

tende Einheiten und Einrichtungen anderer Aufga-
benträger, für Werkfeuerwehren oder andere Hilfe
oder Amtshilfe leistende Behörden, Einrichtungen
und Organisationen,

2. Entschädigungen, die nach § 30 Abs. 1 LBKG geleis-
tet werden

3. sonstige durch den Einsatz verursachte notwendige
Kosten und Auslagen zuzüglich eines Verwaltungs-
zuschlages von 10 v.H., insbesondere
a) für Entgelte, die im Rahmen der zur Gewährleis-
tung einer wirksamen Gefahrenabwehr erforderli-
chen vertraglichen Inanspruchnahme Dritter ge-
zahlt werden,
b) für die Verwendung von Sonderlösch- und Son-
dereinsatzmitteln und

c) für die Reparatur oder für den Einsatz von beim
Einsatz beschädigten Fahrzeugen oder Aus-
rüstungen.

§ 6 Entstehung
(1)Der Anspruch auf Erstattung von Kosten in den Fällen

der §§ 33 und 36 LBKG entsteht
mit Abschluss der erbrachten Hilfeleistung. Der An-
spruch auf Vergütung für eine Maßnahme außerhalb
der Gefahrenabwehr (Gebühr) entsteht mit der Anfor-
derung der Dienstleistung.

(2)Der Kostenersatz und die Gebühr wird durch einen Leis-
tungsbescheid geltend gemacht.

(3)Die zu erstattenden Kosten und Gebühren sind inner-
halb von einem Monat nach Bekanntgabe des Beschei-
des fällig. Die Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels
ist berechtigt, vor Durchführung von Maßnahmen au-
ßerhalb der Gefahrenabwehr Vorauszahlungen zu for-
dern.

§ 7 Haftungsausschluss
Für Schäden, die bei Hilfe- und Dienstleistungen nach § 8
Abs. 3 LBKG durch Feuerwehr-
angehörige verursacht wurden, hafte die Verbandsge-

meinde Annweiler am Trifels nur, wenn der Schaden vor-
sätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Feuerweh-
rangehörigen zurückzuführen ist.

§ 8 Umsatzsteuer
Sofern einzelne Gebühren für Leistungen der Feuerwehr
der Anwendung des § 2 b Umsatzsteuergesetz (UStG) un-
terliegen, so erhöht sich die Gebühr für die jeweilige Leis-
tung um die zum Zeitpunkt der Leistungserbringung ge-
setzlich geschuldete Umsatzsteuer.

§ 9 In-Kraft-Treten
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung

in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über den Kostenersatz

und die Gebührenerhebung für Hilfe- und Dienstleis-
tungen der Feuerwehr der Verbandsgemeinde Annwei-
ler am Trifels vom 22.06.2006 außer Kraft.

Annweiler am Trifels, den 10.12.2021
Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels
Ausgefertigt:
Christian Burkhart
Bürgermeister

Anlage
zu § 5 Abs. 1 der Satzung über den Kostenersatz und die
Gebührenerhebungfür Hilfe- und Dienstleistungen der
Feuerwehr der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels
vom 09. Dezember 2021

Nr. Beschreibung Kosten je Stunde
1. Personal

1.1 Ehrenamtliche Einsatzkräfte 33,00 Euro/Std.
1.2 Brandsicherheitsdienst je

Einsatzkraft 10,00 Euro/Std.
2. Fahrzeuge
2.1 Kommandowagen

KdoW 15,00 Euro/Std.
2.2 Einsatzleitwagen

1 ELW1 37,00 Euro/Std.
2.3 Mannschaftstransportfahrzeug

MTF 25,00 Euro/Std.
2.4 Tragkraftspritzenfahrzeug/Wasser

TSF/W 81,00 Euro/Std.
2.5 Vorausgerätewagen VRW 61,00 Euro/Std.
2.6 Rüstwagen 1 RW 1 69,00 Euro/Std.
2.7 Gerätewagen Gefahrgut

1 GWG 1 127,00 Euro/Std.
2.8 Mehrzweckfahrzeug 1 MZF 1 32,00 Euro/Std.
2.9 Mehrzweckfahrzeug 2 MZF 2 81,00 Euro/Std.
2.10 Mehrzweckfahrzeug 3 MZF 3 190,00 Euro/Std.
2.11 Löschgruppenfahrzeug 8 LF 8 122,00 Euro/Std.
2.12 Tanklöschfahrzeug 16 TLF 16 145,00 Euro/Std.
2.13 Hilfeleistungslöschgruppen-

fahrzeug 10 HLF 10 211,00 Euro/Std.
2.14 Drehleiter 23/12 DLK 23/12 367,00 Euro/Std.

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vorstehend abgedruckten
Satzung wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4 der Gemeindeord-
nung für Rheinland-Pfalz (GemO) auf folgendes hingewie-
sen:
Sollte die Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO zu-
stande gekommen sein, gilt sie ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung,

die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbe-

hörde den Beschluss beanstandet oder jemand die Ver-
letzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegen-
über der Verbandsgemeindeverwaltung, Meßplatz 1,
76855 Annweiler am Trifels unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schrift-
lich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend ge-
macht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels und der Ortsgemeinden Albersweiler, Annweiler am Trifels, Dernbach, Eußerthal,

Gossersweiler-Stein, Münchweiler am Klingbach, Ramberg, Rinnthal, Silz, Völkersweiler, Waldhambach, Waldrohrbach, Wernersberg

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt
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76855 Annweiler am Trifels, 10. Dezember 2021
Verbandsgemeindeverwaltung
Christian Burkhart
Bürgermeister

Verbandsgemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung Nr.: 86/2021

BETRIEBSSATZUNG
für die Eigenbetriebe der Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels Wasserversorgung, Abwasserbeseitigungsein-
richtung und Regenerative Energien
vom 10. Dezember 2021

Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 86
Abs. 3 der Gemeindeordnung (GemO) in Verbindung mit
der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung (EigAnVO) die
folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt ge-
macht wird:

Inhaltsübersicht:
§ 1 Gegenstand und Zweck des Eigenbetriebs
§ 2 Name des Eigenbetriebs
§ 3 Stammkapital
§ 4 Aufgaben des Einrichtungsträgers
§ 5 Aufgaben des Werkausschusses
§ 6 Bürgermeister
§ 7 Werkleitung
§ 8 Wirtschaftsplan, Beteiligungsbericht,

Kassenführung
§ 9 Inkrafttreten und Übergangsregelungen

§ 1 Gegenstand und Zweck des Eigenbetriebs
(1)Die Eigenbetriebe Wasserversorgung, Abwasserbesei-

tigungseinrichtung und Regenerative Energien werden
als einzelne Betriebszweige des Eigenbetriebs Ver-
bandsgemeindewerke Annweiler am Trifels nach den
Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverord-
nung und dieser Satzung geführt.

(2) Zweck des Eigenbetriebs
Wasserversorgung
- die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser sowie
mit Wasser für öffentliche Zwecke für das Gebiet des
Einrichtungsträgers sicherzustellen. Diese Aufgabe
schließt die leitungs- gebundene Vorhaltung von
Löschwasser unter Maßgabe von § 11 Abs. 2 Satz 3 Ei-
gAnVO mit ein; § 46 Abs. 4 Satz 3 des Landeswasserge-
setzes bleibt unberührt.

Abwasserbeseitigung
- das Schmutz- und Niederschlagswasser von den im Ge-

biet des Einrichtungsträgers gelegenen Grundstücken
abzuleiten und unschädlich zu beseitigen;

- das Einsammeln, Abfahren, Aufbereiten und Verwerten
von Schlamm aus zugelassenen Kleinkläranlagen bzw.
Abwasser aus Abwassergruben;
Regenerative Energien

- die Gewinnung von elektrischer Energie aus regenerati-
ver Energien, deren Bau, Verteilung und ggf. deren Ver-
marktung sowie die direkte Beteiligung an Unterneh-
men, die regenerative Energien erzeugen, herstellen,
verteilen oder vermarkten. Hierbei wird es dem Eigen-
betrieb erlaubt, auch außerhalb des Gebietes des Ein-
richtungsträgers wirtschaftlich tätig zu werden.

(3)Der Eigenbetrieb wird in Erfüllung seiner Aufgaben
nach Abs. 2 ermächtigt, die zur Erhebung der kommu-
nalen Entgelte nach dem Kommunalabgabengesetz
(Beiträge, Gebühren, Kosten- erstattungen) notwendi-
gen Bescheide zu erlassen bzw. die notwendigen pri-
vatrechtlichen Entgelte (z.B. Baukosten- und Investiti-
onskostenzuschüsse, Anschluss- und Leistungsent-
gelte) zu erheben; er wird zudem ermächtigt, namens
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels über den
Anschluss- und Benutzungszwang zu entscheiden und
ihn geltend zu machen.

(4)Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck för-
dernden und ihn wirtschaftlich berühren den Hilfs- und
Nebengeschäfte betreiben, hierzu zählen auch Leistungen
im Bereich des Tief- und Hochbaus für die Verbandsge-
meinde und die dazugehörigen Ortsgemeinden zu erbrin-
gen.

§ 2 Name des Eigenbetriebs
Der Eigenbetrieb führt die Bezeichnung Verbandsgemein-
dewerke Annweiler am Trifels.

§ 3 Stammkapital

Das Stammkapital des Eigenbetriebs beträgt 2.000.000
EUR. Davon werden zugeordnet:
1. dem Eigenbetrieb Abwasserbeseiti- gungseinrichtung

1.000.000EUR
2. dem Eigenbetrieb Wasserversorgung750.000 EUR
3. dem Eigenbetrieb Regenerative Energien 250.000

EUR
§ 4 Aufgaben des Einrichtungsträgers

Der Verbandsgemeinderat beschließt über alle Angele-
genheiten, die ihm durch die Gemeinde- ordnung und die
EigAnVO vorbehalten sind und die nicht übertragen wer-
den können; das sind insbesondere
1. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes,
2. die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, die

Bestellung des Prüfers für den Jahres- abschluss und
die Verwendung des Jahresgewinnes oder die Deckung
eines Verlustes,

3. die Zustimmung zur Bestellung der Werkleitung,
4. der Abschluss von Verträgen, die die Haushaltswirt-

schaft des Einrichtungsträgers erheblich belasten; das
sind alle Beträge soweit sie 2.500 EUR übersteigen,

5. die Rückzahlung von Eigenkapital,
6. die Beschlüsse über Satzungen,
7. die Sätze und Tarife für privatrechtliche Entgelte sowie

die allgemeinen Tarife der Versorgungsbetriebe,
8. die mittel- und langfristigen Planungen.

§ 5 Aufgaben des Werkausschusses
(1)Der Verbandsgemeinderat wählt einen Werkaus-

schuss. Die Mitglieder des Werkausschusses müssen
die für dieses Amt erforderliche Sachkunde und Erfah-
rung besitzen.

(2)Die Anzahl der Personen sowie die Zusammensetzung
des Werkausschusses bestimmt sich aus der Hauptsat-
zung der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels.

(3)Neben den ihm durch die Hauptsatzung übertragenen
Angelegenheiten entscheidet der Werk- ausschuss ins-
besondere über

1. die Zustimmung zu erfolgsgefährdenden Mehraufwen-
dungen nach § 16 Abs. 3 EigAnVO und zu Mehrausga-
ben nach § 17 Abs. 5 EigAnVO, wenn letztere im Einzel-
fall 2 Promille der durchschnittlichen Erträge der Ge-
winn- und Verlustrechnung des jeweiligen Eigen- be-
triebs übersteigen.

2. die Festsetzung allgemeiner Lieferbedingungen soweit
es sich nicht um Tarife handelt,

3. die Zustimmung zum Abschluss von Verträgen, wenn
der Wert im Einzelfall den Betrag von 15.000 EUR über-
steigt, soweit es sich nicht um laufende Geschäfte han-
delt; ausgenommen sind auch Lieferverträge mit Sonder-
abnehmern und Angelegenheiten, die nach den Bestim-
mungen des KomZG, der GemO und der EigAnVO der Be-
schlussfassung des Verbandsgemeinderates vorbehalten
sind,
4. die Stundung von Zahlungsforderungen sowie den

Erlass und die Niederschlagung von Forderungen, so-
weit sie nicht zu den laufenden Geschäften gehören.

§ 6 Bürgermeister
(1)Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der Bediens-

teten des Eigenbetriebs sowie Dienst- vorgesetzter und
Vorgesetzter der Werkleitung. Das Nähere regelt der
Betriebsführungs- vertrag zwischen der Stadt Annwei-
ler am Trifels und der Verbandsgemeinde Annweiler am
Trifels.

(2)Die in Absatz 1 genannte Personen kann der Werklei-
tung nur dann Einzelweisungen erteilen, wenn sie zur
Sicherstellung der Gesetzmäßigkeit, wichtiger Belange
der Verbandsgemeinde- werke, der Einheit der Verwal-
tung oder zur Wahrung der Grundsätze eines geordne-
ten Geschäftsgangs notwendig sind.

§ 7 Werkleitung
(1)Es werden ein Werkleiter und zwei Stellvertreter (Vertre-

ter im Verhinderungsfalle) bestellt. Näheres regelt der
Betriebsführungsvertrag.

(2)Die Werkleitung führt die laufenden Geschäfte des Ei-
genbetriebs, d.h. sie nimmt die selbständige verant-
wortliche Leitung einschließlich Organisation und Ge-
schäftsleitung wahr. Laufende Geschäfte sind insbe-
sondere
1. der Erlass von Geschäfts- und Organisationsrege-

lungen einschließlich aller Dienst- und Betriebsan-
weisungen,

2. die Aufstellung des Wirtschaftsplans, des Jahresab-
schlusses, des Jahresberichts, des Beteiligungsbe-
richts und des Lageberichts,

3. die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan veran-
schlagten Aufwendungen und Erträge, einschließ-
lich der Abwicklung des Leistungsaustauschs,

4. der Einsatz des Personals,
5. die Anordnung von Instandsetzungsarbeiten,
8. die Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirt-

schaftlichen Lagerhaltung,
9. die Erteilung des Zwischenberichts gemäß § 21 Ei-

gAnVO zum 30. September,
10.der Abschluss von Verträgen, deren Wert im

Einzelfall 5.000 EUR nicht übersteigt,
11.die Stundung von Forderungen bis zu 5.000 EUR,
12.der Erlass von Forderungen und Abschluss von

außergerichtlichen Vergleichen bis zu 5.000 EUR,
soweit nicht Verbandsgemeinderat zuständig ist.

(3)In Angelegenheiten des Eigenbetriebs vertritt die Werk-
leitung, soweit es sich dabei um laufende Geschäfte
handelt, die Verbandsgemeindewerke nach außen.
Einzelheiten regelt der Betriebsführungsvertrag.

§ 8 Wirtschaftsplan, Beteiligungsbericht,
Kassenführung

(1)Der von der Werkleitung aufgestellte Wirtschaftsplan
ist rechtzeitig vor Beginn des Wirtschafts- jahres über
den Bürgermeister nach Beratung im Werkausschuss
dem Verbandsgemeinderat zur Feststellung vor-
zulegen.

(2)Der von der Werkleitung erstellte Beteiligungsbericht
(§ 86 Abs. 3 Satz 3 i. V. m. § 90 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 4
GemO) ist mit dem Wirtschaftsplan (Absatz 1) über den
Bürgermeister nach Beratung im Werkausschuss dem
Verbandsgemeinderat zur Erörterung vorzulegen. Die
Ver waltung der Verbandsgemeinde hat die Einwohner
über den Beteiligungsbericht in geeigneter Form zu
unterrichten.

(3)Für den Eigenbetrieb ist eine Sonderkasse eingerichtet,
die mit der Verbandsgemeindekasse verbunden ist.

§ 9 Inkrafttreten und Übergangsregelungen
(1)Diese Betriebssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-

lichung in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 29. August

2011 außer Kraft.

Annweiler am Trifels, 10.12.2021
Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels
Ausgefertigt:
Christian Burkhart Bürgermeister

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vorstehend abgedruckten
Satzung wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4 der Gemeindeord-
nung für Rheinland-Pfalz (GemO) auf folgendes hingewie-
sen:
Sollte die Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO zu-
stande gekommen sein, gilt sie ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung,

die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbe-

hörde den Beschluss beanstandet oder jemand die
Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften ge-
genüber der Verbandsgemeindeverwaltung, Meßplatz
1, 76855 Annweiler am Trifels unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend
gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend ma-
chen.

76855 Annweiler am Trifels, 10. Dezember 2021
Verbandsgemeindeverwaltung
Christian Burkhart
Bürgermeister

Verbandsgemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung Nr. 1/2022

Jahresabschluss 2020 des Verbandsgemeinde-Wasser-
werkes und Regenerative Energien

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt
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Der Verbandsgemeinderat hat in seiner Sitzung vom
09.12.2021 den vom Wirtschaftsprüferbüro Dr. Burret
GmbH, Ludwigshafen, geprüften Jahresabschluss ein-
schließlich Lagebericht 2020 des Verbandsgemeinde-
Wasserwerkes und Regenerative Energien festgestellt und
beschlossen den Jahresgewinn in Höhe von 111.534,62 €
auf neue Rechnung vorzutragen.
Laut Bericht des Wirtschaftsprüfers wurde festgestellt,
dass gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 6 der Prüfungs-
verordnung die wirtschaftlichen Verhältnisse geordnet
sind und die Geschäftsführung keinen Anlass zu Bean-
standungen gibt. Der Bestätigungsvermerk wurde ohne
Einschränkung erteilt.
Der Jahresabschluss einschließlich Lagebericht und Be-
stätigungsbericht mit Bestätigungsvermerk liegt in der
Zeit vom 10.01.2022 bis einschließlich 20.01.2022 bei
den Stadt-/Verbandsgemeindewerken Annweiler am Tri-
fels, Saarlandstraße 13, während den üblichen Dienstzei-
ten zur Einsichtnahme aus.

Annweiler am Trifels, den 13.12.2021
Christian Burkhart, Bürgermeister

Verbandsgemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung Nr. 2/2022

Jahresabschluss 2020 des Verbandsgemeinde-Kanal-
werkes

Der Verbandsgemeinderat hat in seiner Sitzung vom
09.12.2021 den vom Wirtschaftsprüferbüro Dr. Burret
GmbH, Ludwigshafen, geprüften Jahresabschluss ein-
schließlich Lagebericht 2020 des Verbandsgemeinde-Ka-
nalwerkes festgestellt und beschlossen den Jahresgewinn
in Höhe von 229.890,52 € auf neue Rechnung vorzutra-
gen. Laut Bericht des Wirtschaftsprüfers wurde festge-
stellt, dass gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4 und Abs. 6 der
Prüfungsverordnung die wirtschaftlichen Verhältnisse ge-
ordnet sind und die Geschäftsführung keinen Anlass zu
Beanstandungen gibt. Der Bestätigungsvermerk wurde
ohne Einschränkung erteilt. Der Jahresabschluss ein-
schließlich Lagebericht und Bestätigungsbericht mit Be-
stätigungsvermerk liegt in der Zeit vom 10.01.2022 bis
einschließlich 20.01.2022 bei den Stadt-/Verbandsge-
meindewerken Annweiler am Trifels, Saarlandstraße 13,
während den üblichen Dienstzeiten zur Einsichtnahme
aus.

Annweiler am Trifels, den 13.12.2021
Christian Burkhart
Bürgermeister

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 86 vom 13.12.2021

Ö F F E N T L I C H E B E K A N N T M A C H U N G
der Sitzung des Kreisrechtsausschusses am 25.01.2022

- Bekanntmachung vom 13.12.2021 -

Am Dienstag, dem 25.01.22 ab 09:15 Uhr findet im Sit-
zungssaal 201 (1. OG) bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße, An der Kreuzmühle 2 in Landau unter Vorsitz
von Frau Dr. Carolin Duda eine Sitzung des Kreisrechtsaus-
schusses statt.
Der Kreisrechtsausschuss tagt in teilweise öffentlicher
bzw. nichtöffentlicher Sitzung. Die Tagesordnung umfasst
8 Punkte. Wegen der derzeit bestehenden Corona-Situati-
on sind die Zuschauerkapazitäten eingeschränkt. Da der
Sitzungssaal 201 unter diesen Bedingungen derzeit ledig-
lich 7 Zuschauer aufnehmen kann, werden interessierte
Besucher gebeten, sich vorher telefonisch anzumelden.
(Tel. 06341 / 940 - 144)

76829 Landau, den 13.12.2021
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
Abteilung 1: Recht und Kommunalaufsicht
Referat 11: Recht /Geschäftsstelle Kreisrechtsausschuss

Herrmann

Das Amtsblatt erscheint je nach Veröffentlichungsbedarf.
Das Amtsblatt wird im Foyer des Kreishauses (An der

Kreuzmühle 2 in 76829 Landau) sowie von außen einseh-
bar am Haupteingang ausgehängt.
Zudem steht das Amtsblatt in digitaler Form auf der Inter-
netseite des Landkreises Südliche Weinstraße unter dem
Link: https://www.suedliche-weinstrasse.de/de/aktuel-
les/amtsblatt.php zur Verfügung. Ein Download als pdf-
Dokument ist möglich.
Bei Bedarf können Einzelstücke in Papierform kostenfrei
bei der Abteilung Zentrale Aufgaben und Finanzen, Büro-
leitung im VorzimmerZ (amtsblatt@suedliche-weinstras-
se.de bzw. Tel. 06341 940 901) bezogen werden.

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 87 vom 15.12.2021

Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreisrecht-
sausschusses am 11.01.2022

- Bekanntmachung vom 15.12.2021 -

Am Dienstag, dem 11.01.22 ab 08:30 Uhr findet im Sit-
zungssaal 201 (1. OG) bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße, An der Kreuzmühle 2 in Landau unter Vorsitz
von Fr. Ass. jur. Susanne Lersch eine Sitzung des Kreis-
rechtsausschusses statt.
Der Kreisrechtsausschuss tagt in teilweise öffentlicher
bzw. nichtöffentlicher Sitzung. Die Tagesordnung umfasst
11 Punkte.
Wegen der derzeit bestehenden Corona-Situation sind die
Zuschauerkapazitäten eingeschränkt. Da der Sitzungs-
saal 201 unter diesen Bedingungen derzeit lediglich 7 Zu-
schauer aufnehmen kann, werden interessierte Besucher
gebeten, sich vorher telefonisch anzumelden. (Tel. 06341
/ 940 - 144)

76829 Landau, den 14.12.2021
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
Abteilung 1: Recht und Kommunalaufsicht
Referat 11: Recht /Geschäftsstelle Kreisrechtsausschuss

Herrmann

Das Amtsblatt erscheint je nach Veröffentlichungsbedarf.
Das Amtsblatt wird im Foyer des Kreishauses (An der
Kreuzmühle 2 in 76829 Landau) sowie von außen einseh-
bar am Haupteingang ausgehängt.
Zudem steht das Amtsblatt in digitaler Form auf der Inter-
netseite des Landkreises Südliche Weinstraße unter dem
Link: https://www.suedliche-weinstrasse.de/de/aktuel-
les/amtsblatt.php zur Verfügung. Ein Download als pdf-
Dokument ist möglich.
Bei Bedarf können Einzelstücke in Papierform kostenfrei
bei der Abteilung Zentrale Aufgaben und Finanzen, Büro-
leitung im VorzimmerZ (amtsblatt@suedliche-weinstras-
se.de bzw. Tel. 06341 940 901) bezogen werde

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 88 vom 17.12.2021

Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreisrecht-
sausschusses am 17.01.2022

Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreisrecht-
sausschusses
am 18.01.2022

Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreisrecht-
sausschusses am 17.01.2022

- Bekanntmachung vom 17.12.2021 -

Am Montag, dem 17.01.22 ab 09:00 Uhr findet im Sit-
zungssaal 201 (1. OG) bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße, An der Kreuzmühle 2 in Landau unter Vorsitz
von Frau Ass. jur. Anke Menges eine Sitzung des Kreis-
rechtsausschusses statt.
Der Kreisrechtsausschuss tagt in teilweise öffentlicher
bzw. nichtöffentlicher Sitzung. Die Tagesordnung umfasst
5 Punkte.
Wegen der derzeit bestehenden Corona-Situation sind die
Zuschauerkapazitäten eingeschränkt. Da der Sitzungs-
saal 201 unter diesen Bedingungen derzeit lediglich 7 Zu-
schauer aufnehmen kann, werden interessierte Besucher

gebeten, sich vorher telefonisch anzumelden. (Tel. 06341
/ 940 – 144)

76829 Landau, den 17.12.21
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
Abteilung 1: Recht und Kommunalaufsicht
Referat 11: Recht /Geschäftsstelle Kreisrechtsausschuss
Herrmann

Öffentliche Bekanntmachung der Sitzung des Kreisrecht-
sausschusses am 18.01.2022

- Bekanntmachung vom 17.12.2021 –

Am Dienstag, dem 18.01.22 ab 08:30 Uhr findet im Sit-
zungssaal 201 (1. OG) bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße, An der Kreuzmühle 2 in Landau unter Vorsitz
von Herrn Ltd. Reg. Dir. Manfred Lutz eine Sitzung des
Kreisrechtsausschusses statt.
Der Kreisrechtsausschuss tagt in teilweise öffentlicher
bzw. nichtöffentlicher Sitzung. Die Tagesordnung umfasst
10 Punkte.
Wegen der derzeit bestehenden Corona-Situation sind die
Zuschauerkapazitäten eingeschränkt. Da der Sitzungs-
saal 201 unter diesen Bedingungen derzeit lediglich 7 Zu-
schauer aufnehmen kann, werden interessierte Besucher
gebeten, sich vorher telefonisch anzumelden. (Tel. 06341
/ 940 – 144)

76829 Landau, den 17.12.21
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
Abteilung 1: Recht und Kommunalaufsicht
Referat 11: Recht /Geschäftsstelle Kreisrechtsausschuss
Herrmann

Das Amtsblatt erscheint je nach Veröffentlichungsbedarf.
Das Amtsblatt wird im Foyer des Kreishauses (An der
Kreuzmühle 2 in 76829 Landau) sowie von außen einseh-
bar am Haupteingang ausgehängt.
Zudem steht das Amtsblatt in digitaler Form auf der Inter-
netseite des Landkreises Südliche Weinstraße unter dem
Link: https://www.suedliche-weinstrasse.de/de/aktuel-
les/amtsblatt.php zur Verfügung. Ein Download als pdf-
Dokument ist möglich.
Bei Bedarf können Einzelstücke in Papierform kostenfrei
bei der Abteilung Zentrale Aufgaben und Finanzen, Büro-
leitung im VorzimmerZ (amtsblatt@suedliche-weinstras-
se.de bzw. Tel. 06341 940 901) bezogen werden.

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 89 vom 17.12.2021

Ö F F E N T L I C H E B E K A N N T M A C H U N G

- Bekanntmachung vom 17.12.2021 -

Gemäß 15 Abs. 1 des Gesetzes über Versammlungen und
Aufzüge (Versammlungsgesetz [VersammlG]), § 35 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i. V. m. § 1 Landesver-
waltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) und § 80 Abs. 2 S. 1
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie §§ 65
und 66 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)
erlässt die Kreisverwaltung Südliche Weinstraße als Ver-
sammlungsbehörde folgende
Allgemeinverfügung:
1. Die Veranstaltung von und die Teilnahme an folgenden

öffentlichen Versammlungen unter freiem Himmel auf
dem Gebiet des Landkreises Südliche Weinstraße wer-
den verboten:
a) Untersagt wird der am Montag, den 20.12.2021 um
18:30 Uhr geplante und beworbene aber nicht ange-
meldete sog. „Montagsspaziergang“ in Bad Bergza-
bern zum Schloß und der am Montag, den 20.12.2021
geplante und beworbene aber nicht angemeldete sog.
„Montagsspaziergang“ in Annweiler zum Kirchplatz.
b) Jede weitere thematisch vergleichbare, nicht ord-
nungsgemäß angemeldete und behördlich bestätigte
Ersatzversammlung im Landkreis Südliche Weinstraße
wird ebenfalls ganztätig verboten.

2. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1
verfügten Verbote kann unmittelbarer Zwang angewen-
det werden, der hiermit angedroht wird.

3. Die sofortige Vollziehung der in Ziffer 1 verfügten Ver-
bote wird hiermit im besonderen öffentlichen Interesse

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt
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gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO angeordnet.
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Abs. 1 der Haupt-
satzung des Landkreises Südliche Weinstraße i. V. m. § 1
LVwVfG i. V. m. § 41 Abs. 4 S. 4 des VwVfG am Tag der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Landkreises als bekannt
gemacht. Sie gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als
bekannt gegeben und ist ab dem 18.12.2021 wirksam.
Begründung zur Allgemeinverfügung vom 17.12.2021
über das Versammlungsverbot am 20. Dezember 2021 in
Bad Bergzabern, Annweiler und weiteren Orten im Land-
kreis Südliche Weinstraße:
Die in Ziffer 1 der Verfügung angeordneten Verbote recht-
fertigen sich aus § 15 Abs. 1 VersammlG. Gemäß § 15 Abs.
1 VersammlG kann die zuständige Behörde eine Versamm-
lung oder einen Aufzug verbieten, wenn nach den zur Zeit
des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung
einer Versammlung unmittelbar gefährdet ist. Der Progno-
semaßstab der „unmittelbaren Gefährdung“ erfordert,
dass der Eintritt eines Schadens für die Schutzgüter der öf-
fentlichen Sicherheit mit hoher Wahrscheinlichkeit zu er-
warten ist. Notwendig ist dabei immer ein hinreichend
konkreter Bezug der Erkenntnisse oder Tatsachen zu der
geplanten Veranstaltung.
Der Begriff der öffentlichen Sicherheit in § 15 Abs. 1 Ver-
sammlG umfasst u.a. den Schutz zentraler Rechtsgüter
wie das Grundrecht Dritter auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit. Insoweit trifft den Staat eine grundrechtliche
Schutzpflicht, in deren Kontext auch zahlreiche zur Be-
kämpfung der nach wie vor andauernden Covid-19-Pande-
mie von Bund, Ländern und Gemeinden ergriffene Infekti-
onsschutzmaßnahmen stehen. Unter strikter Wahrung
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, der die Beach-
tung sämtlicher Umstände des Einzelfalls einschließlich
des aktuellen Stands des dynamischen und tendenziell
volatilen Infektionsgeschehens beinhaltet, können zum
Zweck des Schutzes vor Infektionsgefahren versamm-
lungsbeschränkende Maßnahmen ergriffen werden. Dazu
gehören grundsätzlich auch Versammlungsverbote, die
verhängt werden dürfen, wenn mildere Mittel nicht zur
Verfügung stehen und soweit der hierdurch bewirkte tief-
greifende Eingriff in das Grundrecht aus Art. 8 Abs. 1 GG in
Ansehung der grundlegenden Bedeutung der Versamm-
lungsfreiheit für das demokratische und freiheitliche Ge-
meinwesen insgesamt nicht außer Verhältnis steht zu den
jeweils zu bekämpfenden Gefahren und dem Beitrag, den
ein Verbot zur Gefahrenabwehr beizutragen vermag.
Eine Versammlung wird dadurch charakterisiert, dass eine
Personenmehrheit durch einen gemeinsamen Zweck in-
haltlich verbunden ist und die Zusammenkunft auf die
Teilnahme an der öffentlichen Meinungsbildung gerichtet
ist. Versammlungen im Sinne der §§ 14 ff. VersammlG sind
demnach örtliche Zusammenkünfte mehrerer Personen zu
gemeinschaftlicher, auf die Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung gerichteten Erörterung und Kundge-
bung. Entscheidend ist, dass die Meinungsbildung und -
äußerung mit dem Ziel erfolgt, auf die Öffentlichkeit ent-
sprechend einzuwirken. Durch die mediale Berichterstat-
tung infolge der bundesweit stattgefundenen Montags-
spaziergänge am 13.12.2021 ist der Hintergrund der
„Spaziergänge“ nun auch der breiten Masse der Bevölke-
rung bekannt. Es bedarf zur Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung nicht zwingend der versammlungstypi-
schen Hilfsmittel wie Reden, Plakate, Banner, Flyer o.ä.
Versammlungen sind dabei nicht auf Zusammenkünfte
traditioneller Art beschränkt, sondern umfassen vielfälti-
ge Formen gemeinsamen Verhaltens (wie Sitzdemonstra-
tionen, Mahnwachen, Schweigemärsche, Straßentheater
und Menschenketten) bis hin zu nonverbalen Ausdrucks-
formen.
Die geplanten Aktionen haben nach ihrem Gesamtgeprä-
ge das Ziel, gemeinschaftlich zusammen zu kommen, um
eine demonstrative Aussage im Kontext der Corona-
Schutzmaßnahmen zu transportieren („Montagsproteste:
Jetzt erst recht – ganz Deutschland geht auf die Straße und
die Pfalz ist mit dabei! Über 100.000 Bürger waren vergan-
genen Montag bei Spaziergängen und Versammlungen
auf der Straße und es werden von Woche zu Woche mehr.
Ein Rekord löst den nächsten ab. Auch für Montag sind ei-
nige Städte neu mit am Start – ebenso bei uns in der Pfalz.
Überall gehen Menschen friedlich, selbstbestimmt und ei-
genverantwortlich auf die Straße und lassen sich nicht
weiter bevormunden oder einschüchtern.“ [Telegram Ka-
nal: „Freie Pfälzer“ vom 16.12.2021].) und damit auf die
öffentliche Meinungsbildung einzuwirken. Insofern liegt

die Zweckverbundenheit unter den Teilnehmern vor, die
auf eine „gemeinschaftliche kommunikative Entfaltung“
gerichtet ist.
Es liegt ein Verstoß gegen § 14 VersammlG vor. Danach be-
steht grundsätzlich das Erfordernis, wonach eine öffentli-
che Versammlung im Sinne von § 14 VersammlG spätes-
tens 48 Stunden vor der Bekanntgabe bei der zuständigen
Behörde anzumelden ist. Das Anmeldeerfordernis trägt
dem Umstand Rechnung, dass die zuständigen Sicher-
heitsbehörden einen zeitlichen Vorlauf brauchen, um zu
prüfen, ob von der Durchführung der Versammlung Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit ausgehen und bejahen-
denfalls Vorkehrungen zu treffen haben, um die Gefahren
und Schäden für Dritte zu verhindern. Bei den geplanten
Zusammenkünften sind erhebliche Gefahren für hochran-
gige Rechtsgüter Dritter zu besorgen. Namentlich da-
durch, dass es zu einer erheblichen Anzahl von physi-
schen Kontakten kommt, keine Mindestabstände konse-
quent eingehalten und keine geeignete Mund-Nasen-Be-
deckung getragen wird. In Ansehung des derzeitigen In-
fektionsgeschehens im Landkreis Südliche Weinstraße,
der mit eine der höchsten 7-Tage-Inzidenzen in Rheinland-
Pfalz hat, kommt eine Versammlung nur unter Einhaltung
von infektionshygienischen Auflagen in Betracht, sofern
die hinreichende Gewähr besteht, dass diese Auflagen
auch (mehrheitlich) umgesetzt werden.
Dabei ist die Einhaltung der Infektionsschutzmaßnahmen
(namentlich: Einhaltung von Mindestabständen, Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung) auch im Freien erforder-
lich, um das Übertragungsrisiko zu minimieren. Denn nach
der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts stellt das
generelle Tragen von Masken in bestimmten Situationen
im öffentlichen Raum weiterhin unabhängig vom individu-
ellen Impfschutz einen wichtigen Schutz vor einer Übertra-
gung durch Tröpfchen bei einem engen Kontakt dar. Wenn
der Mindestabstand von 1,5 Metern ohne Maske unter-
schritten wird, z. B. bei größeren Menschenansammlun-
gen, besteht auch im Freien ein Übertragungsrisiko. Die
Einhaltung dieses Mindestabstandes ist nach der Gefah-
renprognose bei Durchführung der in Ziffer 1 bezeichneten
Versammlungen nicht gewährleistet. Die vielfältigen Er-
fahrungen der jüngeren Vergangenheit im gesamten Bun-
desgebiet haben gezeigt, dass die zuweilen behauptete
Rechtstreue bei solchen Veranstaltungen letztlich nur als
Lippenbekenntnis zu werten ist und im Gegensatz dazu
vielmehr mit zunehmender Vehemenz gegen staatliche In-
fektionsschutzmaßnahmen verstoßen wird. Insofern
steht zu erwarten, dass zahlreiche Teilnehmende der ver-
botenen Versammlungen gerade nicht zuverlässig die Ge-
währ bieten, auf die Einhaltung der infektionsschutzrecht-
lichen Anforderungen effektiv hinzuwirken. Es ist nament-
lich zu erwarten, dass auch bei den untersagten Versamm-
lungen vielfach insbesondere die erforderlichen Mindest-
abstände nicht eingehalten werden und keine (geeignete)
Mund-Nasen-Bedeckung (ordnungsgemäß) getragen
wird.
Demnach folgt vorliegend bereits aus dem Umstand, dass
die Versammlungen nicht rechtzeitig angemeldet worden
sind und von ihnen Infektionsgefahren ausgehen, die
nicht gering oder vernachlässigbar sind, dass diese auf-
grund der damit einhergehenden Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit nach pflichtgemäßem Ermessen zu ver-
bieten sind.
Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass nach § 15 Abs. 3
VersammlG eine Versammlung oder ein Aufzug aufgelöst
werden kann, wenn er nicht angemeldet worden ist. Vor-
liegend kann in Hinblick auf die andernfalls zu besorgen-
de Gefährdung durch das verdichtete Zusammenkommen
einer größeren Personenmehrheit für hochrangige Rechts-
güter nicht abgewartet werden, bis sich die Personen ver-
sammeln und die Veranstaltungen sodann erst aufgelöst
werden. Denn eine effektive Abwehr der Infektions- und
damit Gesundheitsgefahren wäre durch eine Auflösung
nach Nichteinhaltung etwaiger (Hygiene-)Auflagen nicht
in gleicher Weise geeignet, da es in diesem Fall bereits zu
einer gegebenenfalls irreparablen Verwirklichung der Ge-
fahrensituation für Versammlungsteilnehmende, Polizei-
beamte und Passanten kommen würde. Aus Gründen des
effektiven Schutzes von Leib und Leben ist in der aktuellen
angespannten Pandemielage nur ein präventives Vorge-
hen verhältnismäßig.
In jüngster Zeit zeigt sich bundesweit, aber auch in Rhein-
land-Pfalz und im Landkreis Südliche Weinstraße, eine
deutliche Zunahme hinsichtlich nicht angezeigter „Spa-
ziergänge“, die durch die Gleichzeitigkeit von akkurater

Planung und vermeintlicher Spontanität geprägt sind.
Man trifft sich zielgerichtet und scheinbar spontan, um ge-
meinsam – ohne Plakate und Parolen – und gleichsam
performativ, ohne Einhaltung der Corona-Schutzmaßnah-
men, eine Wegstrecke zu absolvieren. Das soll einen bei-
läufigen und alltäglichen Charakter haben (um das Ver-
sammlungsgesetz zu umgehen) und zugleich soll das
kommunikative Anliegen transportiert werden.
Die Ereignisse vom 13.12.2021 haben gezeigt, dass die
Gefahr von unangemeldeten Versammlungen – auch in
der Südpfalz – virulent ist und dass hierbei aufgrund des
hohen Mobilisierungspotenzials eine erhebliche Anzahl
von Personen zur Teilnahme bereit ist.
So nahmen an den entsprechenden Veranstaltungen am
Montag, 13.12.2021 in Wörth ca. 70 Personen, Germers-
heim ca. 100 Personen, in Kandel 100 Personen, in Bad
Bergzabern ca. 250 Personen, in Annweiler ca. 40 Perso-
nen und in Landau ca. 200 Personen teil. Bei diesen Veran-
staltungen hat die Mehrheit der Teilnehmer keine Mund-
Bedeckung getragen. Hierdurch kann die Verbreitung des
SARS-CoV-2-Virus ungehindert erfolgen, was es in Anbe-
tracht der hohen Inzidenzen der Südpfalz unbedingt zu
vermeiden gilt.
Aufgrund des Verbotes von entsprechenden Versammlun-
gen am kommenden Montag in der Stadt Mannheim, ist
zudem mit einem Ausweichen der potenziellen dortigen
Teilnehmer (am 13.12.2021 ca. 2.000 Teilnehmer in
Mannheim) auf die entsprechenden Versammlungen im
Umkreis zu rechnen.
In der ebenfalls zur Metropolregion Rhein-Neckar gehö-
renden Stadt Mannheim zogen am 13.12.2021 bei einem
nicht angemeldeten und unzulässigen sog. Abendspazier-
gang trotz eines kurzfristig angeordneten Versammlungs-
verbots nach Schätzungen der Polizei bis zu 2.000 Men-
schen durch die Stadt. Die Teilnehmer verteilten sich da-
bei immer wieder in Gruppen zu 400-500 Personen. Hier-
bei wurden Mindestabstände grundsätzlich nicht einge-
halten und auch eine Mund-Nasen-Bedeckung nur in we-
nigen Einzelfällen getragen. Erst als die Polizei sehr starke
Kräfte zusammengezogen hatte, beruhigte sich die Lage
allmählich.
Die Beteiligten der einzelnen Aufzüge verhielten sich ab
ca. 20:00 Uhr äußerst aggressiv gegenüber den eingesetz-
ten Beamten. Durch Polizeiketten wurde immer wieder
versucht, eine Umschließung zu gewährleisten. Hierbei
versuchten die jeweils aufgehaltenen Menschen, die Poli-
zeiketten zu durchbrechen, was vorübergehend die Frei-
gabe des geschlossenen Einsatzes von Pfefferspray und
Hiebwaffe durch den Polizeiführer zur Folge hatte. Unter
Anwendung von unmittelbarem Zwang konnte direkt im
Anschluss eine größere Gruppe von Störern zurückge-
drängt und die Polizeiketten vor Ort so zumindest in Teilen
aufrechterhalten werden.
Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden bei dem Einsatz
sechs Polizisten im Verlauf des Abends verletzt.
Wie bereits oben dargestellt, ist durch das Verbot der un-
angemeldeten Versammlungen in Mannheim am selben
Tag mit einem Ausweichen dieses teils aggressiven Teil-
nehmerkreises auch auf den Landkreis Südliche Weinstra-
ße zu rechnen.
Aktuell ist zudem festzustellen, dass vergleichbare Ver-
sammlungsaktivitäten bundesweit stark zunehmen:
Am 13.12.2021 haben tausende Menschen in zahlreichen
Städten gegen Coronamaßnahmen protestiert. Allein in
Mecklenburg-Vorpommern beteiligten sich rund 7.000
Menschen in mindestens zwölf Städten an teils nicht an-
gemeldeten Veranstaltungen, davon etwa 2.900 in Ros-
tock. Der Protest richtete sich vor allem gegen eine mögli-
che Impfpflicht, vielerorts wurde aber auch eine Spaltung
der Gesellschaft durch die Einschränkungen beklagt. In
Thüringen protestierten laut Polizei landesweit rund
6.000 Menschen bei 26 Versammlungen gegen die Coro-
namaßnahmen. Größtenteils seien es illegale Zusammen-
künfte gewesen, sagte ein Sprecher. Dabei seien sieben
Beamte verletzt worden, einer davon war demnach nicht
mehr dienstfähig. Bei einer nicht genehmigten Versamm-
lung in Berlin kam es zu Verstößen gegen das Masken- und
Abstandsgebot. Es wurden Platzverweise erteilt. Später
am Abend kehrten die Protestler demnach zurück, worauf-
hin die Polizei den Platz räumte. In Magdeburg versam-
melten sich etwa 3.500 Menschen, im nordrhein-westfäli-
schen Gummersbach rund 500. In Sachsen ging die Poli-
zei am Abend in mehreren Orten gegen Proteste vor: In
Freiberg kesselte die Polizei rund hundert Menschen in
der Nähe eines Supermarktparkplatzes ein, bevor sie die
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Protestierenden doch weitergehen ließ – denn aufgrund
der Nähe zu den Geschäften sei nicht festzustellen gewe-
sen, wer Teilnehmer oder Kunde der Märkte war, sagte ein
Sprecher der Polizei. In Dresden zählte die Polizei in der
Innenstadt rund hundert Protestierende. Immer häufiger
kommt es bei Protesten gegen Coronamaßnahmen zu Ge-
walt. Auch am vergangenen Wochenende kam es bei di-
versen, teils unangemeldeten Demonstrationen zu Aus-
schreitungen mit mehreren verletzten Polizeibeamten.
(vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coro-
na-tausende-teilnehmer-bei-demos-gegen-coronamass-
nahmen-in-thueringen-sachsen-und-andernorts-a-
5703fc56-6f56-4154-841c-6d27fc7d3442).
In einigen baden-württembergischen Städten haben am
Wochenende (10. – 12.12.2021) Tausende gegen die Co-
rona-Maßnahmen demonstriert. Die Gewalt bei Demons-
trationen gegen die Corona-Politik am Wochenende hat
landes- und bundesweit scharfe Kritik ausgelöst. In Ba-
den-Württemberg gab es laut Landesinnenministerium 22
Versammlungen mit Tausenden Teilnehmenden, die einen
Bezug zur Pandemie hatten. Die Polizei stellte demnach
rund 650 Verstöße gegen die Corona-Verordnung fest, da-
runter knapp 300 Verstöße gegen die Pflicht zum Tragen
einer Maske. Eine Demonstration fand am Samstagabend
(11.12.2021) in Reutlingen statt. Dort demonstrierten laut
Polizei bis zu 1.500 Menschen gegen die Corona-Maßnah-
men. Bei der Versammlung zogen Menschen mit Kerzen
durch die Stadt und riefen zum „Widerstand“ auf. Ein Poli-
zist wurde dabei verletzt, der mutmaßliche Angreifer wur-
de festgenommen. Laut Polizei blockierten die Demons-
trierenden Straßen, die Stimmung sei „aggressiv“ gewe-
sen. Die Demonstrierenden versammelten sich am Abend
am Bürgerpark und zogen von dort aus über das Tübinger
Tor weiter in Richtung Marktplatz. Aufforderungen zum
Tragen einer Maske seien ignoriert worden, hieß es von
der Polizei. Infolgedessen wurde die Versammlung durch
das Amt für öffentliche Ordnung aufgelöst. Trotzdem zog
im Anschluss eine Gruppe weiter in Richtung Karlstraße
und Zentraler Omnibusbahnhof. Beim Versuch der Beam-
ten, die Versammlung zu stoppen, seien Demonstrierende
gewalttätig geworden. Die Polizei setzte daraufhin nach
eigenen Angaben Pfefferspray und Schlagstöcke ein. Im
Laufe des Abends seien mehrere Strafverfahren wegen tät-
lichen Angriffs auf
Beamte, Beleidigung und versuchter Körperverletzung
eingeleitet worden. Außerdem wurden laut Polizei rund
100 Platzverweise erteilt.
(vgl. https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttem-
berg/suedbaden/demo-gegen-corona-politik-100.html).
Vor diesem Hintergrund war die Allgemeinverfügung zu er-
lassen, zumal eine andere, den gleichen Erfolg herbeifüh-
rende Maßnahme zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allge-
meinverfügung nicht ersichtlich war. Namentlich eine ört-
liche Begrenzung auf Teile des Gebietes des Landkreises
wäre nicht gleichermaßen effektiv (vgl. Ziffer 1 Buchstabe
b). In Hinblick darauf, dass diese Versammlungen gerade
darauf abzielen, hoheitliche Maßnahmen zu unterlaufen
und zu umgehen und im sog. Querdenker-Milieu, als Coro-
na-Maßnahmen-Gegner, explizit Guerillataktiken themati-
siert, wäre eine Beschränkung der Verbote auf Teile des
Gebietes des Landkreises (wie den bereits in Telegram be-
worbenen Orten) nicht gleichermaßen geeignet. Die Ge-
fährdungen für Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit
bestehen nicht lediglich bei einem örtlich verdichteten Zu-
sammenkommen zahlreicher Personen ohne Beachtung
der zentralen Hygienemaßnahmen in ausgewählten Stadt-
teilen. Es besteht die Besorgnis, dass die betreffenden
Personen, bei denen eine zunehmende Enthemmung und
Radikalisierung festzustellen ist, andernfalls auf andere
(nicht erfasste) Örtlichkeiten ausweichen und gleichsam
ein „Katz-und-Maus-Spiel“ mit der Versammlungsbehör-
de, der Ordnungsbehörde und der Polizei treiben.
Das Verbot ist auch angemessen. Die Verfügung dient dem
Schutz hochrangiger Rechtsgüter (Leib und Leben) und sie
steht nicht außer Verhältnis zu der Eingriffsintensität. Es
besteht die Möglichkeit, Versammlungen rechtzeitig an-
zuzeigen und – soweit keine unmittelbaren Gefahren für
die öffentliche Sicherheit zu besorgen sind – (ggfs. unter
Auflagen) durchzuführen. Die gezielte Umgehung von
rechtlichen Vorgaben, die dem Schutz von Rechtsgütern
zu dienen bestimmt sind, ist nicht schutzwürdig. Dem-
nach kann hier das Instrument des Versammlungsverbots
als ultima ratio auch zum Zwecke des Infektionsschutzes,
d. h. zum Schutz von Leib und Leben, eingesetzt werden.
Als vergleichbare Ersatzversammlung zählen solche Ver-

sammlungen, die – sei es verbal oder nonverbal – eben-
falls auf die gemeinschaftliche kommunikative Kritik an
den Corona-Bekämpfungsmaßnahmen (Hygienemaßnah-
men, Impfungen etc.) abzielen und gemeinschaftlichen
Widerstand zum Ausdruck bringen sollen. In Ansehung
dessen, dass die Versammlungen gerade darauf abzielen,
hoheitliche Maßnahmen zu unterlaufen und flexibel zu
umgehen, ist diese Erweiterung auf vergleichbare Ersatz-
versammlungen geboten.
Die Androhung der Anwendung unmittelbaren Zwangs in
Ziffer 2 gemäß §§ 65, 66 LVwVG ist erforderlich, um die
Zielsetzung dieser Allgemeinverfügung zu erreichen,
wenn auf andere Art und Weise eine unmittelbar bevorste-
hende erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit
nicht mehr verhindert werden kann. Die Androhung ande-
rer Zwangsmaßnahmen, namentlich des Zwangsgeldes,
ist untunlich, um die zügige Beseitigung der Störung im
Falle einer unerlaubten örtlichen Personenzusammen-
kunft zu erreichen.
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ziffer 3 der
Verfügung liegt im besonderen öffentlichen Interesse.
Dem mit dem Verbot verfolgten Ziel des Schutzes von Leib
und Leben sowie der Verhinderung strafbarer Handlungen
(§ 26 Nr. 2 VersammlG) bzw. Ordnungswidrigkeiten (§ 29
Abs. Nr. 1 VersammlG) ist Vorrang vor dem Interesse an
der Durchführung der unzulässigen Versammlungen ein-
zuräumen. Es kann nicht bis zum Abschluss eines etwai-
gen Rechtsbehelfsverfahrens zugewartet werden, weil
sonst die dringende Gefahr irreparabler Schäden für die
betroffenen Rechtsgüter bestünde. Eine Interessenabwä-
gung gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und Abs. 3 VwGO konnte
daher im Interesse eines effektiven Gesundheitsschutzes
von Dritten aufgrund der Dringlichkeit (hochdynamisches
Infektionsgeschehen, rasche Ausbreitung der besorgni-
serregen den Omikron-Variante) hier ausnahmsweise nur
zu Gunsten der Anordnung der sofortigen Vollziehung aus-
fallen.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Kreisverwaltung
Südliche Weinstraße, An der Kreuzmühle 2, 76829 Lan-
dau (Pfalz) schriftlich oder nach Maßgabe des § 3a Absatz
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in elektronischer
Form oder zur Niederschrift erhoben werden.
gez. Dietmar Seefeldt , Landrat
Hinweis:
Aufgrund der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinver-
fügung kommt einem Widerspruch keine aufschiebende
Wirkung zu.
Es wird zudem explizit auf folgende Vorschriften hingewie-
sen:
§ 23 VersG:
Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbrei-
ten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 des Strafgesetzbuches)
zur Teilnahme an einer öffentlichen Versammlung oder ei-
nem Aufzug auffordert, nachdem die Durchführung durch
ein vollziehbares Verbot untersagt oder die Auflösung an-
geordnet worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
§ 26 VersG:
Wer als Veranstalter oder Leiter
1. eine öffentliche Versammlung oder einen Aufzug trotz

vollziehbaren Verbots durchführt oder trotz Auflösung
oder Unterbrechung durch die Polizei fortsetzt oder

2. eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel
oder einen Aufzug ohne Anmeldung (§ 14) durchführt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 VersG:
Ordnungswidrig handelt, wer an einer öffentlichen Ver-
sammlung oder einem Aufzug teilnimmt, deren Durchfüh-
rung durch vollziehbares Verbot untersagt ist.
Das Amtsblatt erscheint je nach Veröffentlichungsbedarf.
Das Amtsblatt wird im Foyer des Kreishauses (An der
Kreuzmühle 2 in 76829 Landau) sowie von außen einseh-
bar am Haupteingang ausgehängt.
Zudem steht das Amtsblatt in digitaler Form auf der Inter-
netseite des Landkreises Südliche Weinstraße unter dem
Link: https://www.suedliche-weinstrasse.de/de/aktuel-
les/amtsblatt.php zur Verfügung. Ein Download als pdf-
Dokument ist möglich.
Bei Bedarf können Einzelstücke in Papierform kostenfrei
bei der Abteilung Zentrale Aufgaben und Finanzen, Büro-
leitung im VorzimmerZ (amtsblatt@suedliche-weinstras-
se.de bzw. Tel. 06341 940 901) bezogen werden.

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 90 vom 20.12.2021

Öffentliche Beknntmachung

- Bekanntmachung vom 20.12.2021 -

Gemäß § 15 Abs. 1 des Gesetzes über Versammlungen
und Aufzüge (Versammlungsgesetz [VersammlG]), § 35
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i. V. m. § 1 Landes-
verwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) und § 80 Abs. 2 S.
1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie §§ 65
und 66 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)
erlässt die Kreisverwaltung Südliche Weinstraße als Ver-
sammlungsbehörde folgende Allgemeinverfügung:
1. Jede thematisch vergleichbare, nicht ordnungsgemäß

angemeldete und behördlich bestätigte Ersatzver-
sammlung zu sogenannten „Montagsspaziergängen“
im Landkreis Südliche Weinstraße wird vom
21.12.2021 bis einschließlich 26.12.2021 ganztätig
verboten. Ebenso werden im Landkreis Südliche Wein-
straße die bereits für den Montag beworbenen, aber
nicht ordnungsgemäß angemeldeten sog. „Montags-
spaziergänge“, sowie thematisch vergleichbare, nicht
ordnungsgemäß angemeldete und behördlich bestä-
tigte Ersatzversammlungen am 27.12.2021 ganztägig
verboten.

2. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1
verfügten Verbote kann unmittelbarer Zwang angewen-
det werden, der hiermit angedroht wird.

3. Die sofortige Vollziehung der in Ziffer 1 verfügten Ver-
bote wird hiermit im besonderen öffentlichen Interesse
gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO angeordnet.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Abs. 1 der Haupt-
satzung des Landkreises Südliche Weinstraße i. V. m. § 1
LVwVfG i. V. m. § 41 Abs. 4 S. 4 des VwVfG am Tag der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Landkreises als bekannt
gemacht. Sie gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als
bekannt gegeben und ist ab dem 21.12.2021 wirksam.
Begründung:
Die in Ziffer 1 der Verfügung angeordneten Verbote recht-
fertigen sich aus § 15 Abs. 1 VersammlG. Gemäß § 15 Abs.
1 VersammlG kann die zuständige Behörde eine Versamm-
lung oder einen Aufzug verbieten, wenn nach den zur Zeit
des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung
einer Versammlung unmittelbar gefährdet ist. Der Progno-
semaßstab der „unmittelbaren Gefährdung“ erfordert,
dass der Eintritt eines Schadens für die Schutzgüter der öf-
fentlichen Sicherheit mit hoher Wahrscheinlichkeit zu er-
warten ist. Notwendig ist dabei immer ein hinreichend
konkreter Bezug der Erkenntnisse oder Tatsachen zu der
geplanten Veranstaltung. Der Begriff der öffentlichen Si-
cherheit in § 15 Abs. 1 VersammlG umfasst u.a. den
Schutz zentraler Rechtsgüter wie das Grundrecht Dritter
auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Insoweit trifft
den Staat eine grundrechtliche Schutzpflicht, in deren
Kontext auch zahlreiche zur Bekämpfung der nach wie vor
andauernden Covid-19-Pandemie von Bund, Ländern und
Gemeinden ergriffene Infektionsschutzmaßnahmen ste-
hen. Unter strikter Wahrung des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit, der die Beachtung sämtlicher Umstände
des Einzelfalls einschließlich des aktuellen Stands des
dynamischen und tendenziell volatilen Infektionsgesche-
hens beinhaltet, können zum Zweck des Schutzes vor In-
fektionsgefahren versammlungsbeschränkende Maßnah-
men ergriffen werden. Dazu gehören grundsätzlich auch
Versammlungsverbote, die verhängt werden dürfen, wenn
mildere Mittel nicht zur Verfügung stehen und soweit der
hierdurch bewirkte tiefgreifende Eingriff in das Grund-
recht aus Art. 8 Abs. 1 GG in Ansehung der grundlegenden
Bedeutung der Versammlungsfreiheit für das demokrati-
sche und freiheitliche Gemeinwesen insgesamt nicht au-
ßer Verhältnis steht zu den jeweils zu bekämpfenden Ge-
fahren und dem Beitrag, den ein Verbot zur Gefahrenab-
wehr beizutragen vermag.
Es handelt sich bei den in Ziffer 1 bezeichneten Aktionen
um die geplante Durchführung von öffentlichen Versamm-
lungen unter freiem Himmel im Sinne des Versammlungs-
gesetzes. Es ist dabei die Strategie zu versuchen, örtliche
Zusammenkünfte von Personen unter Umgehung des Ver-
sammlungsgesetzes durchzuführen. Dies wird verfolgt, in-
dem solche Versammlungen ohne die grundsätzlich gebo-
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tene Anzeige im Sinne von § 14 VersammlG durchgeführt
werden, um damit die – zur Abwehr einer unmittelbaren
Gefahr für die öffentliche Sicherheit gebotenen – behörd-
lichen Präventiv-/Steuerungsmaßnahmen der Versamm-
lungsbehörde und Polizei zu unterlaufen sowie die Verant-
wortlichkeit als Veranstalter / Versammlungsleiter zu ver-
schleiern.
Eine Versammlung wird dadurch charakterisiert, dass eine
Personenmehrheit durch einen gemeinsamen Zweck in-
haltlich verbunden ist und die Zusammenkunft auf die
Teilnahme an der öffentlichen Meinungsbildung gerichtet
ist. Versammlungen im Sinne der §§ 14 ff. VersammlG sind
demnach örtliche Zusammenkünfte mehrerer Personen zu
gemeinschaftlicher, auf die Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung gerichteten Erörterung und Kundge-
bung. Entscheidend ist, dass die Meinungsbildung und -
äußerung mit dem Ziel erfolgt, auf die Öffentlichkeit ent-
sprechend einzuwirken. Durch die mediale Berichterstat-
tung infolge der bundesweit stattgefundenen Montags-
spaziergänge am 13.12.2021 ist der Hintergrund der
„Spaziergänge“ nun auch der breiten Masse der Bevölke-
rung bekannt. Es bedarf zur Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung nicht zwingend der versammlungstypi-
schen Hilfsmittel wie Reden, Plakate, Banner, Flyer o.ä.
Versammlungen sind dabei nicht auf Zusammenkünfte
traditioneller Art beschränkt, sondern umfassen vielfälti-
ge Formen gemeinsamen Verhaltens (wie Sitzdemonstra-
tionen, Mahnwachen, Schweigemärsche, Straßentheater
und Menschenketten) bis hin zu nonverbalen Ausdrucks-
formen.
Die geplanten Aktionen haben nach ihrem Gesamtgeprä-
ge das Ziel, gemeinschaftlich zusammen zu kommen, um
eine demonstrative Aussage im Kontext der Corona-
Schutzmaßnahmen zu transportieren („Montagsproteste:
Jetzt erst recht – ganz Deutschland geht auf die Straße und
die Pfalz ist mit dabei! Über 100.000 Bürger waren vergan-
genen Montag bei Spaziergängen und Versammlungen
auf der Straße und es werden von Woche zu Woche mehr.
Ein Rekord löst den nächsten ab. Auch für Montag sind ei-
nige Städte neu mit am Start – ebenso bei uns in der Pfalz.
Überall gehen Menschen friedlich, selbstbestimmt und ei-
genverantwortlich auf die Straße und lassen sich nicht
weiter bevormunden oder einschüchtern.“ [Telegram Ka-
nal: „Freie Pfälzer“ vom 16.12.2021].) und damit auf die
öffentliche Meinungsbildung einzuwirken. Insofern liegt
die Zweckverbundenheit unter den Teilnehmern vor, die
auf eine „gemeinschaftliche kommunikative Entfaltung“
gerichtet ist. Es liegt ein Verstoß gegen § 14 VersammlG
vor. Danach besteht grundsätzlich das Erfordernis, wo-
nach eine öffentliche Versammlung im Sinne von § 14 Ver-
sammlG spätestens 48 Stunden vor der Bekanntgabe bei
der zuständigen Behörde anzumelden ist. Das Anmeldeer-
fordernis trägt dem Umstand Rechnung, dass die zustän-
digen Sicherheitsbehörden einen zeitlichen Vorlauf brau-
chen, um zu prüfen, ob von der Durchführung der Ver-
sammlung Gefahren für die öffentliche Sicherheit ausge-
hen und bejahendenfalls Vorkehrungen zu treffen haben,
um die Gefahren und Schäden für Dritte zu verhindern. Bei
den geplanten Zusammenkünften sind erhebliche Gefah-
ren für hochrangige Rechtsgüter Dritter zu besorgen. Na-
mentlich dadurch, dass es zu einer erheblichen Anzahl
von physischen Kontakten kommt, keine Mindestabstän-
de konsequent eingehalten und keine geeignete Mund-
Nasen-Bedeckung getragen wird. In Ansehung des derzei-
tigen Infektionsgeschehens im Landkreis Südliche Wein-
straße, der mit eine der höchsten 7-Tage-Inzidenzen in
Rheinland-Pfalz hat, kommt eine Versammlung nur unter
Einhaltung von infektionshygienischen Auflagen in Be-
tracht, sofern die hinreichende Gewähr besteht, dass die-
se Auflagen auch (mehrheitlich) umgesetzt werden.
Dabei ist die Einhaltung der Infektionsschutzmaßnahmen
(namentlich: Einhaltung von Mindestabständen, Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung) auch im Freien erforder-
lich, um das Übertragungsrisiko zu minimieren. Denn nach
der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts stellt das
generelle Tragen von Masken in bestimmten Situationen
im öffentlichen Raum weiterhin unabhängig vom individu-
ellen Impfschutz einen wichtigen Schutz vor einer Übertra-
gung durch Tröpfchen bei einem engen Kontakt dar. Wenn
der Mindestabstand von 1,5 Metern ohne Maske unter-
schritten wird, z. B. bei größeren Menschenansammlun-
gen, besteht auch im Freien ein Übertragungsrisiko. Die
Einhaltung dieses Mindestabstandes ist nach der Gefah-
renprognose bei Durchführung der in Ziffer 1 bezeichneten
Versammlungen nicht gewährleistet. Die vielfältigen Er-

fahrungen der jüngeren Vergangenheit im gesamten Bun-
desgebiet haben gezeigt, dass die zuweilen behauptete
Rechtstreue bei solchen Veranstaltungen letztlich nur als
Lippenbekenntnis zu werten ist und im Gegensatz dazu
vielmehr mit zunehmender Vehemenz gegen staatliche In-
fektionsschutzmaßnahmen verstoßen wird. Insofern
steht zu erwarten, dass zahlreiche Teilnehmende der ver-
botenen Versammlungen gerade nicht zuverlässig die Ge-
währ bieten, auf die Einhaltung der infektionsschutzrecht-
lichen Anforderungen effektiv hinzuwirken. Es ist nament-
lich zu erwarten, dass auch bei den untersagten Versamm-
lungen vielfach insbesondere die erforderlichen Mindest-
abstände nicht eingehalten werden und keine (geeignete)
Mund-Nasen-Bedeckung (ordnungsgemäß) getragen
wird.
Demnach folgt vorliegend bereits aus dem Umstand, dass
die Versammlungen nicht rechtzeitig angemeldet worden
sind und von ihnen Infektionsgefahren ausgehen, die
nicht gering oder vernachlässigbar sind, dass diese auf-
grund der damit einhergehenden Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit nach pflichtgemäßem Ermessen zu ver-
bieten sind.
Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass nach § 15 Abs. 3
VersammlG eine Versammlung oder ein Aufzug aufgelöst
werden kann, wenn er nicht angemeldet worden ist. Vor-
liegend kann in Hinblick auf die andernfalls zu besorgen-
de Gefährdung durch das verdichtete Zusammenkommen
einer größeren Personenmehrheit für hochrangige Rechts-
güter nicht abgewartet werden, bis sich die Personen ver-
sammeln und die Veranstaltungen sodann erst aufgelöst
werden. Denn eine effektive Abwehr der Infektions- und
damit Gesundheitsgefahren wäre durch eine Auflösung
nach Nichteinhaltung etwaiger (Hygiene-)Auflagen nicht
in gleicher Weise geeignet, da es in diesem Fall bereits zu
einer gegebenenfalls irreparablen Verwirklichung der Ge-
fahrensituation für Versammlungsteilnehmende, Polizei-
beamte und Passanten kommen würde. Aus Gründen des
effektiven Schutzes von Leib und Leben ist in der aktuellen
angespannten Pandemielage nur ein präventives Vorge-
hen verhältnismäßig.
In jüngster Zeit zeigt sich bundesweit, aber auch in Rhein-
land-Pfalz und im Landkreis Südliche Weinstraße, eine
deutliche Zunahme hinsichtlich nicht angezeigter „Spa-
ziergänge“, die durch die Gleichzeitigkeit von akkurater
Planung und vermeintlicher Spontanität geprägt sind.
Man trifft sich zielgerichtet und scheinbar spontan, um ge-
meinsam – ohne Plakate und Parolen – und gleichsam
performativ, ohne Einhaltung der Corona-Schutzmaßnah-
men, eine Wegstrecke zu absolvieren. Das soll einen bei-
läufigen und alltäglichen Charakter haben (um das Ver-
sammlungsgesetz zu umgehen) und zugleich soll das
kommunikative Anliegen transportiert werden.
Die Ereignisse vom 13.12.2021 haben gezeigt, dass die
Gefahr von unangemeldeten Versammlungen – auch in
der Südpfalz – virulent ist und dass hierbei aufgrund des
hohen Mobilisierungspotenzials eine erhebliche Anzahl
von Personen zur Teilnahme bereit ist.
So nahmen an den entsprechenden Veranstaltungen am
Montag, 13.12.2021 in Wörth ca. 70 Personen, Germers-
heim ca. 100 Personen, in Kandel 100 Personen, in Bad
Bergzabern ca. 250 Personen, in Annweiler ca. 40 Perso-
nen und in Landau ca. 200 Personen teil. Bei diesen Veran-
staltungen hat die Mehrheit der Teilnehmer keine Mund-
Bedeckung getragen. Hierdurch kann die Verbreitung des
SARS-CoV-2-Virus ungehindert erfolgen, was es in Anbe-
tracht der hohen Inzidenzen der Südpfalz unbedingt zu
vermeiden gilt.
In der ebenfalls zur Metropolregion Rhein-Neckar gehö-
renden Stadt Mannheim zogen am 13.12.2021 bei einem
nicht angemeldeten und unzulässigen sog. Abendspazier-
gang trotz eines kurzfristig angeordneten Versammlungs-
verbots nach Schätzungen der Polizei bis zu 2.000 Men-
schen durch die Stadt. Die Teilnehmer verteilten sich da-
bei immer wieder in Gruppen zu 400-500 Personen. Hier-
bei wurden Mindestabstände grundsätzlich nicht einge-
halten und auch eine Mund-Nasen-Bedeckung nur in we-
nigen Einzelfällen getragen. Erst als die Polizei sehr starke
Kräfte zusammengezogen hatte, beruhigte sich die Lage
allmählich.
Die Beteiligten der einzelnen Aufzüge verhielten sich ab
ca. 20:00 Uhr äußerst aggressiv gegenüber den eingesetz-
ten Beamten. Durch Polizeiketten wurde immer wieder
versucht, eine Umschließung zu gewährleisten. Hierbei
versuchten die jeweils aufgehaltenen Menschen, die Poli-
zeiketten zu durchbrechen, was vorübergehend die Frei-

gabe des geschlossenen Einsatzes von Pfefferspray und
Hiebwaffe durch den Polizeiführer zur Folge hatte. Unter
Anwendung von unmittelbarem Zwang konnte direkt im
Anschluss eine größere Gruppe von Störern zurückge-
drängt und die Polizeiketten vor Ort so zumindest in Teilen
aufrechterhalten werden.
Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden bei dem Einsatz
sechs Polizisten im Verlauf des Abends verletzt.
Wie bereits oben dargestellt, ist durch das Verbot der un-
angemeldeten Versammlungen in Mannheim am selben
Tag mit einem Ausweichen dieses teils aggressiven Teil-
nehmerkreises auch auf den Landkreis Südliche Weinstra-
ße zu rechnen.
Aktuell ist zudem festzustellen, dass vergleichbare Ver-
sammlungsaktivitäten bundesweit stark zunehmen:

Am 13.12.2021 haben Tausende Menschen in zahlrei-
chen Städten gegen Coronamaßnahmen protestiert. Allein
in Mecklenburg-Vorpommern beteiligten sich rund 7.000
Menschen in mindestens zwölf Städten an teils nicht an-
gemeldeten Veranstaltungen, davon etwa 2.900 in Ros-
tock. Der Protest richtete sich vor allem gegen eine mögli-
che Impfpflicht, vielerorts wurde aber auch eine Spaltung
der Gesellschaft durch die Einschränkungen beklagt. In
Thüringen protestierten laut Polizei landesweit rund
6.000 Menschen bei 26 Versammlungen gegen die Coro-
namaßnahmen. Größtenteils seien es illegale Zusammen-
künfte gewesen, sagte ein Sprecher. Dabei seien sieben
Beamte verletzt worden, einer davon war demnach nicht
mehr dienstfähig. Bei einer nicht genehmigten Versamm-
lung in Berlin kam es zu Verstößen gegen das Masken- und
Abstandsgebot. Es wurden Platzverweise erteilt. Später
am Abend kehrten die Protestler demnach zurück, worauf-
hin die Polizei den Platz räumte. In Magdeburg versam-
melten sich etwa 3.500 Menschen, im nordrhein-westfäli-
schen Gummersbach rund 500. In Sachsen ging die Poli-
zei am Abend in mehreren Orten gegen Proteste vor: In
Freiberg kesselte die Polizei rund hundert Menschen in
der Nähe eines Supermarktparkplatzes ein, bevor sie die
Protestierenden doch weitergehen ließ – denn aufgrund
der Nähe zu den Geschäften sei nicht festzustellen gewe-
sen, wer Teilnehmer oder Kunde der Märkte war, sagte ein
Sprecher der Polizei. In Dresden zählte die Polizei in der
Innenstadt rund hundert Protestierende. Immer häufiger
kommt es bei Protesten gegen Coronamaßnahmen zu Ge-
walt. Auch am vergangenen Wochenende kam es bei di-
versen, teils unangemeldeten Demonstrationen zu Aus-
schreitungen mit mehreren verletzten Polizeibeamten.
(vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coro-
na-tausende-teilnehmer-bei-demos-gegen-coronamass-
nahmen-in-thueringen-sachsen-und-andernorts-a-
5703fc56-6f56-4154-841c-6d27fc7d3442).
In einigen badenwürttembergischen Städten haben am
Wochenende (10. – 12.12.2021) Tausende gegen die Co-
rona-Maßnahmen demonstriert. Die Gewalt bei Demons-
trationen gegen die Corona-Politik am Wochenende hat
landes- und bundesweit scharfe Kritik ausgelöst. In Ba-
den-Württemberg gab es laut Landesinnenministerium 22
Versammlungen mit Tausenden Teilnehmenden, die einen
Bezug zur Pandemie hatten. Die Polizei stellte demnach
rund 650 Verstöße gegen die Corona-Verordnung fest, da-
runter knapp 300 Verstöße gegen die Pflicht zum Tragen
einer Maske. Eine Demonstration fand am Samstagabend
(11.12.2021) in Reutlingen statt. Dort demonstrierten laut
Polizei bis zu 1.500 Menschen gegen die Corona-Maßnah-
men. Bei der Versammlung zogen Menschen mit Kerzen
durch die Stadt und riefen zum „Widerstand“ auf. Ein Poli-
zist wurde dabei verletzt, der mutmaßliche Angreifer wur-
de festgenommen. Laut Polizei blockierten die Demons-
trierenden Straßen, die Stimmung sei „aggressiv“ gewe-
sen. Die Demonstrierenden versammelten sich am Abend
am Bürgerpark und zogen von dort aus über das Tübinger
Tor weiter in Richtung Marktplatz. Aufforderungen zum
Tragen einer Maske seien ignoriert worden, hieß es von
der Polizei. Infolgedessen wurde die Versammlung durch
das Amt für öffentliche Ordnung aufgelöst. Trotzdem zog
im Anschluss eine Gruppe weiter in Richtung Karlstraße
und Zentraler Omnibusbahnhof. Beim Versuch der Beam-
ten, die Versammlung zu stoppen, seien Demonstrierende
gewalttätig geworden. Die Polizei setzte daraufhin nach
eigenen Angaben Pfefferspray und Schlagstöcke ein. Im
Laufe des Abends seien mehrere Strafverfahren wegen tät-
lichen Angriffs auf Beamte, Beleidigung und versuchter
Körperverletzung eingeleitet worden. Außerdem wurden
laut Polizei rund 100 Platzverweise erteilt.

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt



tri_hp08_amtsb.07

6. Januar 2022 Seite 8AMTSBLATT

(vgl. https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttem-
berg/suedbaden/demo-gegen-corona-politik-100.html).
Vor diesem Hintergrund war die Allgemeinverfügung zu er-
lassen, zumal eine andere, den gleichen Erfolg herbeifüh-
rende Maßnahme zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allge-
meinverfügung nicht ersichtlich war. Namentlich eine ört-
liche Begrenzung auf Teile des Gebietes des Landkreises
wäre nicht gleichermaßen effektiv (vgl. Ziffer 1 Buchstabe
b). In Hinblick darauf, dass diese Versammlungen gerade
darauf abzielen, hoheitliche Maßnahmen zu unterlaufen
und zu umgehen und im sog. Querdenker-Milieu, als Coro-
na-Maßnahmen-Gegner, explizit Guerillataktiken themati-
siert, wäre eine Beschränkung der Verbote auf Teile des
Gebietes des Landkreises (wie den bereits in Telegram be-
worbenen Orten) nicht gleichermaßen geeignet. Die Ge-
fährdungen für Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit
bestehen nicht lediglich bei einem örtlich verdichteten Zu-
sammenkommen zahlreicher Personen ohne Beachtung
der zentralen Hygienemaßnahmen in ausgewählten Stadt-
teilen. Es besteht die Besorgnis, dass die betreffenden
Personen, bei denen eine zunehmende Enthemmung und
Radikalisierung festzustellen ist, andernfalls auf andere
(nicht erfasste) Örtlichkeiten ausweichen und gleichsam
ein „Katz-und-Maus-Spiel“ mit der Versammlungsbehör-
de, der Ordnungsbehörde und der Polizei treiben.
Es liegen polizeiliche Erkenntnisse vor, dass zum einen
aufgrund der Allgemeinverfügung des Landkreises Südli-
che Weinstraße vom 17.12.2021 als Tag für die sogenann-
ten „Spaziergänge“ auf andere Wochentage als den Mon-
tag unangemeldet ausgewichen werden soll. Zum ande-
ren werden sog. „Montagsspaziergänge“ für jeden Mon-
tag, also auch den 27.12.2021 beworben. Hierdurch er-
gibt sich keine Änderung der dargestellten rechtlichen Be-
wertung.
Das Verbot ist auch angemessen. Die Verfügung dient dem
Schutz hochrangiger Rechtsgüter (Leib und Leben) und sie
steht nicht außer Verhältnis zu der Eingriffsintensität. Es
besteht die Möglichkeit, Versammlungen rechtzeitig an-
zuzeigen und – soweit keine unmittelbaren Gefahren für
die öffentliche Sicherheit zu besorgen sind – (ggfs. unter
Auflagen) durchzuführen. Die gezielte Umgehung von
rechtlichen Vorgaben, die dem Schutz von Rechtsgütern
zu dienen bestimmt sind, ist nicht schutzwürdig. Dem-
nach kann hier das Instrument des Versammlungsverbots
als ultima ratio auch zum Zwecke des Infektionsschutzes,
d. h. zum Schutz von Leib und Leben, eingesetzt werden.
Als vergleichbare Ersatzversammlung zählen solche Ver-
sammlungen, die – sei es verbal oder nonverbal – eben-
falls auf die gemeinschaftliche kommunikative Kritik an
den Corona-Bekämpfungsmaßnahmen (Hygienemaßnah-
men, Impfungen etc.) abzielen und gemeinschaftlichen
Widerstand zum Ausdruck bringen sollen. In Ansehung
dessen, dass die Versammlungen gerade darauf abzielen,
hoheitliche Maßnahmen zu unterlaufen und flexibel zu
umgehen, ist diese Erweiterung auf vergleichbare Ersatz-
versammlungen geboten.
Die Androhung der Anwendung unmittelbaren Zwangs in
Ziffer 2 gemäß §§ 65, 66 LVwVG ist erforderlich, um die
Zielsetzung dieser Allgemeinverfügung zu erreichen,
wenn auf andere Art und Weise eine unmittelbar bevorste-
hende erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit
nicht mehr verhindert werden kann. Die Androhung ande-
rer Zwangsmaßnahmen, namentlich des Zwangsgeldes,
ist untunlich, um die zügige Beseitigung der Störung im
Falle einer unerlaubten örtlichen Personenzusammen-
kunft zu erreichen.
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ziffer 3 der
Verfügung liegt im besonderen öffentlichen Interesse.
Dem mit dem Verbot verfolgten Ziel des Schutzes von Leib
und Leben sowie der Verhinderung strafbarer Handlungen
(§ 26 Nr. 2 VersammlG) bzw. Ordnungswidrigkeiten (§ 29
Abs. Nr. 1 VersammlG) ist Vorrang vor dem Interesse an
der Durchführung der unzulässigen Versammlungen ein-
zuräumen. Es kann nicht bis zum Abschluss eines etwai-
gen Rechtsbehelfsverfahrens zugewartet werden, weil
sonst die dringende Gefahr irreparabler Schäden für die
betroffenen Rechtsgüter bestünde. Eine Interessenabwä-
gung gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und Abs. 3 VwGO konnte
daher im Interesse eines effektiven Gesundheitsschutzes
von Dritten aufgrund der Dringlichkeit (hochdynamisches
Infektionsgeschehen, rasche Ausbreitung der besorgni-
serregen den Omikron-Variante) hier ausnahmsweise nur
zu Gunsten der Anordnung der sofortigen Vollziehung aus-
fallen.
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Kreisverwaltung
Südliche Weinstraße, An der Kreuzmühle 2, 76829 Lan-
dau (Pfalz) schriftlich oder nach Maßgabe des § 3a Absatz
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in elektronischer
Form oder zur Niederschrift erhoben werden.
gez. Dietmar Seefeldt, Landrat
Hinweis:
Aufgrund der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinver-
fügung kommt einem Widerspruch keine aufschiebende
Wirkung zu.
Es wird zudem explizit auf folgende Vorschriften hingewie-
sen:
§ 23 VersG:
Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbrei-
ten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 des Strafgesetzbuches)
zur Teilnahme an einer öffentlichen Versammlung oder ei-
nem Aufzug auffordert, nachdem die Durchführung durch
ein vollziehbares Verbot untersagt oder die Auflösung an-
geordnet worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
§ 26 VersG:
Wer als Veranstalter oder Leiter
1. eine öffentliche Versammlung oder einen Aufzug trotz

vollziehbaren Verbots durchführt oder trotz Auflösung
oder Unterbrechung durch die Polizei fortsetzt oder

2. eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel
oder einen Aufzug ohne Anmeldung (§ 14) durchführt,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 VersG:
Ordnungswidrig handelt, wer an einer öffentlichen Ver-
sammlung oder einem Aufzug teilnimmt, deren Durchfüh-
rung durch vollziehbares Verbot untersagt ist.
Das Amtsblatt erscheint je nach Veröffentlichungsbedarf.
Das Amtsblatt wird im Foyer des Kreishauses (An der
Kreuzmühle 2 in 76829 Landau) sowie von außen einseh-
bar am Haupteingang ausgehängt.
Zudem steht das Amtsblatt in digitaler Form auf der Inter-
netseite des Landkreises Südliche Weinstraße unter dem
Link: https://www.suedliche-weinstrasse.de/de/aktuel-
les/amtsblatt.php zur Verfügung. Ein Download als pdf-
Dokument ist möglich.
Bei Bedarf können Einzelstücke in Papierform kostenfrei
bei der Abteilung Zentrale Aufgaben und Finanzen, Büro-
leitung im VorzimmerZ (amtsblatt@suedliche-weinstras-
se.de bzw. Tel. 06341 940 901) bezogen werden.

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 91 vom 27.12.2021

Öffentliche Bekanntmachung über die Allgemeinverfü-
gung des Landkreises Südliche Weinstraße

Ö F F E N T L I C H E B E K A N N T M A C H U N G
über die Allgemeinverfügung des Landkreises Südliche
Weinstraße
- Bekanntmachung vom 27.12.2021 -

Gemäß § 15 Abs. 1 des Gesetzes über Versammlungen
und Aufzüge (Versammlungsgesetz [VersammlG]), § 35
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i. V. m. § 1 Landes-
verwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) und § 80 Abs. 2 S.
1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie §§ 65
und 66 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)
erlässt die Kreisverwaltung Südliche Weinstraße als Ver-
sammlungsbehörde folgende
Allgemeinverfügung:
1. Jede thematisch vergleichbare, nicht ordnungsgemäß

angemeldete und behördlich bestätigte Ersatzver-
sammlung zu sogenannten „Montagsspaziergängen“
im Landkreis Südliche Weinstraße wird vom
28.12.2021 bis einschließlich 02.01.2022 ganztägig
verboten. Ebenso werden im Landkreis Südliche Wein-
straße die bereits für den Montag beworbenen, aber
nicht ordnungsgemäß angemeldeten sog. „Montags-
spaziergänge“, sowie thematisch vergleichbare, nicht
ordnungsgemäß angemeldete und behördlich bestä-
tigte Ersatzversammlungen am 03.01.2022 ganztägig
verboten.

2. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1
verfügten Verbote kann unmittelbarer Zwang angewen-
det werden, der hiermit angedroht wird.

3. Die sofortige Vollziehung der in Ziffer 1 verfügten Ver-
bote wird hiermit im besonderen öffentlichen Interesse

gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO angeordnet.
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Abs. 1 der Haupt-
satzung des Landkreises Südliche Weinstraße i. V. m. § 1
LVwVfG i. V. m. § 41 Abs. 4 S. 4 des VwVfG am Tag der Ver-
öffentlichung im Amtsblatt des Landkreises als bekannt
gemacht. Sie gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als
bekannt gegeben und ist ab dem 28.12.2021 wirksam.
Begründung:
Die in Ziffer 1 der Verfügung angeordneten Verbote recht-
fertigen sich aus § 15 Abs. 1 VersammlG. Gemäß § 15 Abs.
1 VersammlG kann die zuständige Behörde eine Versamm-
lung oder einen Aufzug verbieten, wenn nach den zur Zeit
des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung
einer Versammlung unmittelbar gefährdet ist. Der Progno-
semaßstab der „unmittelbaren Gefährdung“ erfordert,
dass der Eintritt eines Schadens für die Schutzgüter der öf-
fentlichen Sicherheit mit hoher Wahrscheinlichkeit zu er-
warten ist. Notwendig ist dabei immer ein hinreichend
konkreter Bezug der Erkenntnisse oder Tatsachen zu der
geplanten Veranstaltung.
Der Begriff der öffentlichen Sicherheit in § 15 Abs. 1 Ver-
sammlG umfasst u.a. den Schutz zentraler Rechtsgüter
wie das Grundrecht Dritter auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit. Insoweit trifft den Staat eine grundrechtliche
Schutzpflicht, in deren Kontext auch zahlreiche zur Be-
kämpfung der nach wie vor andauernden Covid-19-Pande-
mie von Bund, Ländern und Gemeinden ergriffene Infekti-
onsschutzmaßnahmen stehen. Unter strikter Wahrung
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, der die Beach-
tung sämtlicher Umstände des Einzelfalls einschließlich
des aktuellen Stands des dynamischen und tendenziell
volatilen Infektionsgeschehens beinhaltet, können zum
Zweck des Schutzes vor Infektionsgefahren versamm-
lungsbeschränkende Maßnahmen ergriffen werden. Dazu
gehören grundsätzlich auch Versammlungsverbote, die
verhängt werden dürfen, wenn mildere Mittel nicht zur
Verfügung stehen und soweit der hierdurch bewirkte tief-
greifende Eingriff in das Grundrecht aus Art. 8 Abs. 1 GG in
Ansehung der grundlegenden Bedeutung der Versamm-
lungsfreiheit für das demokratische und freiheitliche Ge-
meinwesen insgesamt nicht außer Verhältnis steht zu den
jeweils zu bekämpfenden Gefahren und dem Beitrag, den
ein Verbot zur Gefahrenabwehr beizutragen vermag.
Es handelt sich bei den in Ziffer 1 bezeichneten Aktionen
um die geplante Durchführung von öffentlichen Versamm-
lungen unter freiem Himmel im Sinne des Versammlungs-
gesetzes. Es ist dabei die Strategie zu versuchen, örtliche
Zusammenkünfte von Personen unter Umgehung des Ver-
sammlungsgesetzes durchzuführen. Dies wird verfolgt, in-
dem solche Versammlungen ohne die grundsätzlich gebo-
tene Anzeige im Sinne von § 14 VersammlG durchgeführt
werden, um damit die – zur Abwehr einer unmittelbaren
Gefahr für die öffentliche Sicherheit gebotenen – behörd-
lichen Präventiv-/Steuerungsmaßnahmen der Versamm-
lungsbehörde und Polizei zu unterlaufen sowie die Verant-
wortlichkeit als Veranstalter / Versammlungsleiter zu ver-
schleiern.
Eine Versammlung wird dadurch charakterisiert, dass eine
Personenmehrheit durch einen gemeinsamen Zweck in-
haltlich verbunden ist und die Zusammenkunft auf die
Teilnahme an der öffentlichen Meinungsbildung gerichtet
ist. Versammlungen im Sinne der §§ 14 ff. VersammlG sind
demnach örtliche Zusammenkünfte mehrerer Personen zu
gemeinschaftlicher, auf die Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung gerichteten Erörterung und Kundge-
bung. Entscheidend ist, dass die Meinungsbildung und -
äußerung mit dem Ziel erfolgt, auf die Öffentlichkeit ent-
sprechend einzuwirken. Durch die mediale Berichterstat-
tung infolge der bundesweit stattgefundenen Montags-
spaziergänge seit dem 13.12.2021 ist der Hintergrund der
„Spaziergänge“ nun auch der breiten Masse der Bevölke-
rung bekannt. Es bedarf zur Teilhabe an der öffentlichen
Meinungsbildung nicht zwingend der versammlungstypi-
schen Hilfsmittel wie Reden, Plakate, Banner, Flyer o.ä.
Versammlungen sind dabei nicht auf Zusammenkünfte
traditioneller Art beschränkt, sondern umfassen vielfälti-
ge Formen gemeinsamen Verhaltens (wie Sitzdemonstra-
tionen, Mahnwachen, Schweigemärsche, Straßentheater
und Menschenketten) bis hin zu nonverbalen Ausdrucks-
formen.
Die geplanten Aktionen haben nach ihrem Gesamtgeprä-
ge das Ziel, gemeinschaftlich zusammen zu kommen, um
eine demonstrative Aussage im Kontext der Corona-
Schutzmaßnahmen zu transportieren („Montagsproteste:
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Jetzt erst recht – ganz Deutschland geht auf die Straße und
die Pfalz ist mit dabei! Über 100.000 Bürger waren vergan-
genen Montag bei Spaziergängen und Versammlungen
auf der Straße und es werden von Woche zu Woche mehr.
Ein Rekord löst den nächsten ab. Auch für Montag sind ei-
nige Städte neu mit am Start – ebenso bei uns in der Pfalz.
Überall gehen Menschen friedlich, selbstbestimmt und ei-
genverantwortlich auf die Straße und lassen sich nicht
weiter bevormunden oder einschüchtern.“ [Telegram Ka-
nal: „Freie Pfälzer“ vom 16.12.2021].) und damit auf die
öffentliche Meinungsbildung einzuwirken. Insofern liegt
die Zweckverbundenheit unter den Teilnehmern vor, die
auf eine „gemeinschaftliche kommunikative Entfaltung“
gerichtet ist.
Es liegt ein Verstoß gegen § 14 VersammlG vor. Danach be-
steht grundsätzlich das Erfordernis, wonach eine öffentli-
che Versammlung im Sinne von § 14 VersammlG spätes-
tens 48 Stunden vor der Bekanntgabe bei der zuständigen
Behörde anzumelden ist. Das Anmeldeerfordernis trägt
dem Umstand Rechnung, dass die zuständigen Sicher-
heitsbehörden einen zeitlichen Vorlauf brauchen, um zu
prüfen, ob von der Durchführung der Versammlung Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit ausgehen und bejahen-
denfalls Vorkehrungen zu treffen haben, um die Gefahren
und Schäden für Dritte zu verhindern. Bei den geplanten
Zusammenkünften sind erhebliche Gefahren für hochran-
gige Rechtsgüter Dritter zu besorgen. Namentlich da-
durch, dass es zu einer erheblichen Anzahl von physi-
schen Kontakten kommt, keine Mindestabstände konse-
quent eingehalten und keine geeignete Mund-Nasen-Be-
deckung getragen wird. In Ansehung des derzeitigen In-
fektionsgeschehens im Landkreis Südliche Weinstraße,
der mit eine der höchsten 7-Tage-Inzidenzen in Rheinland-
Pfalz hat, kommt eine Versammlung nur unter Einhaltung
von infektionshygienischen Auflagen in Betracht, sofern
die hinreichende Gewähr besteht, dass diese Auflagen
auch (mehrheitlich) umgesetzt werden.
Dabei ist die Einhaltung der Infektionsschutzmaßnahmen
(namentlich: Einhaltung von Mindestabständen, Tragen
einer Mund-Nasen-Bedeckung) auch im Freien erforder-
lich, um das Übertragungsrisiko zu minimieren. Denn nach
der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts stellt das
generelle Tragen von Masken in bestimmten Situationen
im öffentlichen Raum weiterhin unabhängig vom individu-
ellen Impfschutz einen wichtigen Schutz vor einer Übertra-
gung durch Tröpfchen bei einem engen Kontakt dar. Wenn
der Mindestabstand von 1,5 Metern ohne Maske unter-
schritten wird, z. B. bei größeren Menschenansammlun-
gen, besteht auch im Freien ein Übertragungsrisiko. Die
Einhaltung dieses Mindestabstandes ist nach der Gefah-
renprognose bei Durchführung der in Ziffer 1 bezeichneten
Versammlungen nicht gewährleistet. Die vielfältigen Er-
fahrungen der jüngeren Vergangenheit im gesamten Bun-
desgebiet haben gezeigt, dass die zuweilen behauptete
Rechtstreue bei solchen Veranstaltungen letztlich nur als
Lippenbekenntnis zu werten ist und im Gegensatz dazu
vielmehr mit zunehmender Vehemenz gegen staatliche In-
fektionsschutzmaßnahmen verstoßen wird. Insofern
steht zu erwarten, dass zahlreiche Teilnehmende der ver-
botenen Versammlungen gerade nicht zuverlässig die Ge-
währ bieten, auf die Einhaltung der infektionsschutzrecht-
lichen Anforderungen effektiv hinzuwirken. Es ist nament-
lich zu erwarten, dass auch bei den untersagten Versamm-
lungen vielfach insbesondere die erforderlichen Mindest-
abstände nicht eingehalten werden und keine (geeignete)
Mund-Nasen-Bedeckung (ordnungsgemäß) getragen
wird.
Demnach folgt vorliegend bereits aus dem Umstand, dass
die Versammlungen nicht rechtzeitig angemeldet worden
sind und von ihnen Infektionsgefahren ausgehen, die
nicht gering oder vernachlässigbar sind, dass diese auf-
grund der damit einhergehenden Gefährdung der öffentli-
chen Sicherheit nach pflichtgemäßem Ermessen zu ver-
bieten sind.
Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass nach § 15 Abs. 3
VersammlG eine Versammlung oder ein Aufzug aufgelöst
werden kann, wenn er nicht angemeldet worden ist. Vor-
liegend kann in Hinblick auf die andernfalls zu besorgen-
de Gefährdung durch das verdichtete Zusammenkommen
einer größeren Personenmehrheit für hochrangige Rechts-
güter nicht abgewartet werden, bis sich die Personen ver-
sammeln und die Veranstaltungen sodann erst aufgelöst
werden. Denn eine effektive Abwehr der Infektions- und
damit Gesundheitsgefahren wäre durch eine Auflösung
nach Nichteinhaltung etwaiger (Hygiene-)Auflagen nicht

in gleicher Weise geeignet, da es in diesem Fall bereits zu
einer gegebenenfalls irreparablen Verwirklichung der Ge-
fahrensituation für Versammlungsteilnehmende, Polizei-
beamte und Passanten kommen würde. Aus Gründen des
effektiven Schutzes von Leib und Leben ist in der aktuellen
angespannten Pandemielage nur ein präventives Vorge-
hen verhältnismäßig.
In jüngster Zeit zeigt sich bundesweit, aber auch in Rhein-
land-Pfalz und im Landkreis Südliche Weinstraße, eine
deutliche Zunahme hinsichtlich nicht angezeigter „Spa-
ziergänge“, die durch die Gleichzeitigkeit von akkurater
Planung und vermeintlicher Spontanität geprägt sind.
Man trifft sich zielgerichtet und scheinbar spontan, um ge-
meinsam – ohne Plakate und Parolen – und gleichsam
performativ, ohne Einhaltung der Corona-Schutzmaßnah-
men, eine Wegstrecke zu absolvieren. Das soll einen bei-
läufigen und alltäglichen Charakter haben (um das Ver-
sammlungsgesetz zu umgehen) und zugleich soll das
kommunikative Anliegen transportiert werden.
Die Ereignisse vom 13.12.2021 haben gezeigt, dass die
Gefahr von unangemeldeten Versammlungen – auch in
der Südpfalz – virulent ist und dass hierbei aufgrund des
hohen Mobilisierungspotenzials eine erhebliche Anzahl
von Personen zur Teilnahme bereit ist.
So nahmen an den entsprechenden Veranstaltungen am
Montag, 13.12.2021 in Wörth ca. 70 Personen, Germers-
heim ca. 100 Personen, in Kandel 100 Personen, in Bad
Bergzabern ca. 250 Personen, in Annweiler ca. 40 Perso-
nen und in Landau ca. 200 Personen teil. Bei diesen Veran-
staltungen hat die Mehrheit der Teilnehmer keine Mund-
Bedeckung getragen. Hierdurch kann die Verbreitung des
SARS-CoV-2-Virus ungehindert erfolgen, was es in Anbe-
tracht der hohen Inzidenzen der Südpfalz unbedingt zu
vermeiden gilt.
In der ebenfalls zur Metropolregion Rhein-Neckar gehö-
renden Stadt Mannheim zogen am 13.12.2021 bei einem
nicht angemeldeten und unzulässigen sog. Abendspazier-
gang trotz eines kurzfristig angeordneten Versammlungs-
verbots nach Schätzungen der Polizei bis zu 2.000 Men-
schen durch die Stadt. Die Teilnehmer verteilten sich da-
bei immer wieder in Gruppen zu 400-500 Personen. Hier-
bei wurden Mindestabstände grundsätzlich nicht einge-
halten und auch eine Mund-Nasen-Bedeckung nur in we-
nigen Einzelfällen getragen. Erst als die Polizei sehr starke
Kräfte zusammengezogen hatte, beruhigte sich die Lage
allmählich.
Die Beteiligten der einzelnen Aufzüge verhielten sich ab
ca. 20:00 Uhr äußerst aggressiv gegenüber den eingesetz-
ten Beamten. Durch Polizeiketten wurde immer wieder
versucht, eine Umschließung zu gewährleisten. Hierbei
versuchten die jeweils aufgehaltenen Menschen, die Poli-
zeiketten zu durchbrechen, was vorübergehend die Frei-
gabe des geschlossenen Einsatzes von Pfefferspray und
Hiebwaffe durch den Polizeiführer zur Folge hatte. Unter
Anwendung von unmittelbarem Zwang konnte direkt im
Anschluss eine größere Gruppe von Störern zurückge-
drängt und die Polizeiketten vor Ort so zumindest in Teilen
aufrechterhalten werden.
Nach derzeitigem Kenntnisstand wurden bei dem Einsatz
sechs Polizisten im Verlauf des Abends verletzt.
Wie bereits oben dargestellt, ist durch das Verbot der un-
angemeldeten Versammlungen in Mannheim am selben
Tag mit einem Ausweichen dieses teils aggressiven Teil-
nehmerkreises auch auf den Landkreis Südliche Weinstra-
ße zu rechnen.
Aktuell ist zudem festzustellen, dass vergleichbare Ver-
sammlungsaktivitäten bundesweit stark zunehmen:
Am 13.12.2021 haben Tausende Menschen in zahlrei-
chen Städten gegen Coronamaßnahmen protestiert. Allein
in Mecklenburg-Vorpommern beteiligten sich rund 7.000
Menschen in mindestens zwölf Städten an teils nicht an-
gemeldeten Veranstaltungen, davon etwa 2.900 in Ros-
tock. Der Protest richtete sich vor allem gegen eine mögli-
che Impfpflicht, vielerorts wurde aber auch eine Spaltung
der Gesellschaft durch die Einschränkungen beklagt. In
Thüringen protestierten laut Polizei landesweit rund
6.000 Menschen bei 26 Versammlungen gegen die Coro-
namaßnahmen. Größtenteils seien es illegale Zusammen-
künfte gewesen, sagte ein Sprecher. Dabei seien sieben
Beamte verletzt worden, einer davon war demnach nicht
mehr dienstfähig. Bei einer nicht genehmigten Versamm-
lung in Berlin kam es zu Verstößen gegen das Masken- und
Abstandsgebot. Es wurden Platzverweise erteilt. Später
am Abend kehrten die Protestler demnach zurück, worauf-
hin die Polizei den Platz räumte. In Magdeburg versam-

melten sich etwa 3.500 Menschen, im nordrhein-westfäli-
schen Gummersbach rund 500. In Sachsen ging die Poli-
zei am Abend in mehreren Orten gegen Proteste vor: In
Freiberg kesselte die Polizei rund hundert Menschen in
der Nähe eines Supermarktparkplatzes ein, bevor sie die
Protestierenden doch weitergehen ließ – denn aufgrund
der Nähe zu den Geschäften sei nicht festzustellen gewe-
sen, wer Teilnehmer oder Kunde der Märkte war, sagte ein
Sprecher der Polizei. In Dresden zählte die Polizei in der
Innenstadt rund hundert Protestierende. Immer häufiger
kommt es bei Protesten gegen Coronamaßnahmen zu Ge-
walt. Auch am vergangenen Wochenende kam es bei di-
versen, teils unangemeldeten Demonstrationen zu Aus-
schreitungen mit mehreren verletzten Polizeibeamten.
(vgl. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coro-
na-tausende-teilnehmer-bei-demos-gegen-coronamass-
nahmen-in-thueringen-sachsen-und-andernorts-a-
5703fc56-6f56-4154-841c-6d27fc7d3442).
In einigen baden-württembergischen Städten haben am
Wochenende (10. – 12.12.2021) Tausende gegen die Co-
rona-Maßnahmen demonstriert. Die Gewalt bei Demons-
trationen gegen die Corona-Politik am Wochenende hat
landes- und bundesweit scharfe Kritik ausgelöst. In Ba-
den-Württemberg gab es laut Landesinnenministerium 22
Versammlungen mit Tausenden Teilnehmenden, die einen
Bezug zur Pandemie hatten. Die Polizei stellte demnach
rund 650 Verstöße gegen die Corona-Verordnung fest, da-
runter knapp 300 Verstöße gegen die Pflicht zum Tragen
einer Maske. Eine Demonstration fand am Samstagabend
(11.12.2021) in Reutlingen statt. Dort demonstrierten laut
Polizei bis zu 1.500 Menschen gegen die Corona-Maßnah-
men. Bei der Versammlung zogen Menschen mit Kerzen
durch die Stadt und riefen zum „Widerstand“ auf. Ein Poli-
zist wurde dabei verletzt, der mutmaßliche Angreifer wur-
de festgenommen. Laut Polizei blockierten die Demons-
trierenden Straßen, die Stimmung sei „aggressiv“ gewe-
sen. Die Demonstrierenden versammelten sich am Abend
am Bürgerpark und zogen von dort aus über das Tübinger
Tor weiter in Richtung Marktplatz. Aufforderungen zum
Tragen einer Maske seien ignoriert worden, hieß es von
der Polizei. Infolgedessen wurde die Versammlung durch
das Amt für öffentliche Ordnung aufgelöst. Trotzdem zog
im Anschluss eine Gruppe weiter in Richtung Karlstraße
und Zentraler Omnibusbahnhof. Beim Versuch der Beam-
ten, die Versammlung zu stoppen, seien Demonstrierende
gewalttätig geworden. Die Polizei setzte daraufhin nach
eigenen Angaben Pfefferspray und Schlagstöcke ein. Im
Laufe des Abends seien mehrere Strafverfahren wegen tät-
lichen Angriffs auf Beamte, Beleidigung und versuchter
Körperverletzung eingeleitet worden. Außerdem wurden
laut Polizei rund 100 Platzverweise erteilt.
(vgl. https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttem-
berg/suedbaden/demo-gegen-corona-politik-100.html).
Am Samstag, 25.12.2021 fand in Koblenz eine nicht ange-
meldete Versammlung in Form eines Spazierganges mit
ca. 600 Personen statt. Es kam zu einem Angriff einer Ein-
zelperson auf Einsatzkräfte. Bei der Feststellung der Iden-
tität des Angreifers sollen sich etwa 15 Personen mit die-
sem solidarisiert haben. Pfefferspray wurde durch die Po-
lizei nach Androhung eingesetzt. (vgl. https://www.rhein-
pfalz.de/lokal/pfalz-ticker_artikel,-corona-spaziergang-
mit-600-menschen-polizei-setzt-pfefferspray-ein-
_arid,5295892.html)
In Schweinfurt versammelten sich am Sonntag,
26.12.2021 rund 2.500 Personen ohne Anmeldung. Die
Polizei musste zeitweise gegen aggressive Teilnehmer ein-
schreiten. (vgl. https://www.br.de/nachrichten/bay-
ern/kind-verletzt-bei-corona-protest-in-schwein-
furt,SsjJfXS)
Vor diesem Hintergrund war die Allgemeinverfügung zu er-
lassen, zumal eine andere, den gleichen Erfolg herbeifüh-
rende Maßnahme zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allge-
meinverfügung nicht ersichtlich war. Namentlich eine ört-
liche Begrenzung auf Teile des Gebietes des Landkreises
wäre nicht gleichermaßen effektiv. In Hinblick darauf,
dass diese Versammlungen gerade darauf abzielen, ho-
heitliche Maßnahmen zu unterlaufen und zu umgehen
und im sog. Querdenker-Milieu, als Corona-Maßnahmen-
Gegner, explizit Guerillataktiken thematisiert, wäre eine
Beschränkung der Verbote auf Teile des Gebietes des
Landkreises (wie den bereits in Telegram beworbenen Or-
ten) nicht gleichermaßen geeignet. Die Gefährdungen für
Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit bestehen nicht le-
diglich bei einem örtlich verdichteten Zusammenkommen
zahlreicher Personen ohne Beachtung der zentralen Hy-
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gienemaßnahmen in ausgewählten Stadtteilen. Es be-
steht die Besorgnis, dass die betreffenden Personen, bei
denen eine zunehmende Enthemmung und Radikalisie-
rung festzustellen ist, andernfalls auf andere (nicht er-
fasste) Örtlichkeiten ausweichen und gleichsam ein
„Katz-und-Maus-Spiel“ mit der Versammlungsbehörde,
der Ordnungsbehörde und der Polizei treiben.
Es liegen polizeiliche Erkenntnisse vor, dass zum einen
aufgrund der Allgemeinverfügungen des Landkreises Süd-
liche Weinstraße als Tag für die sogenannten „Spaziergän-
ge“ auf andere Wochentage als den Montag unangemel-
det ausgewichen werden soll. So versammelten sich in
Rheinzabern am Donnerstag, 23.12.2021 und in Hagen-
bach am Freitag, 24.12.2021 Personen zu entsprechen-
den Veranstaltungen. Zum anderen werden sog. „Mon-
tagsspaziergänge“ für jeden Montag, also auch den
03.01.2022 beworben. Hierdurch ergibt sich keine Ände-
rung der dargestellten rechtlichen Bewertung.
Das Verbot ist auch angemessen. Die Verfügung dient dem
Schutz hochrangiger Rechtsgüter (Leib und Leben) und sie
steht nicht außer Verhältnis zu der Eingriffsintensität. Es
besteht die Möglichkeit, Versammlungen rechtzeitig an-
zuzeigen und – soweit keine unmittelbaren Gefahren für
die öffentliche Sicherheit zu besorgen sind – (ggfs. unter
Auflagen) durchzuführen. Die gezielte Umgehung von
rechtlichen Vorgaben, die dem Schutz von Rechtsgütern
zu dienen bestimmt sind, ist nicht schutzwürdig. Dem-
nach kann hier das Instrument des Versammlungsverbots
als ultima ratio auch zum Zwecke des Infektionsschutzes,
d. h. zum Schutz von Leib und Leben, eingesetzt werden.
Als vergleichbare Ersatzversammlung zählen solche Ver-
sammlungen, die – sei es verbal oder nonverbal – eben-
falls auf die gemeinschaftliche kommunikative Kritik an
den Corona-Bekämpfungsmaßnahmen (Hygienemaßnah-
men, Impfungen etc.) abzielen und gemeinschaftlichen
Widerstand zum Ausdruck bringen sollen. In Ansehung
dessen, dass die Versammlungen gerade darauf abzielen,
hoheitliche Maßnahmen zu unterlaufen und flexibel zu
umgehen, ist diese Erweiterung auf vergleichbare Ersatz-
versammlungen geboten.
Die Androhung der Anwendung unmittelbaren Zwangs in
Ziffer 2 gemäß §§ 65, 66 LVwVG ist erforderlich, um die
Zielsetzung dieser Allgemeinverfügung zu erreichen,
wenn auf andere Art und Weise eine unmittelbar bevorste-
hende erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit
nicht mehr verhindert werden kann. Die Androhung ande-
rer Zwangsmaßnahmen, namentlich des Zwangsgeldes,
ist untunlich, um die zügige Beseitigung der Störung im
Falle einer unerlaubten örtlichen Personenzusammen-
kunft zu erreichen.
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ziffer 3 der
Verfügung liegt im besonderen öffentlichen Interesse.
Dem mit dem Verbot verfolgten Ziel des Schutzes von Leib
und Leben sowie der Verhinderung strafbarer Handlungen
(§ 26 Nr. 2 VersammlG) bzw. Ordnungswidrigkeiten (§ 29
Abs. Nr. 1 VersammlG) ist Vorrang vor dem Interesse an
der Durchführung der unzulässigen Versammlungen ein-
zuräumen. Es kann nicht bis zum Abschluss eines etwai-
gen Rechtsbehelfsverfahrens zugewartet werden, weil
sonst die dringende Gefahr irreparabler Schäden für die
betroffenen Rechtsgüter bestünde. Eine Interessenabwä-
gung gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und Abs. 3 VwGO konnte
daher im Interesse eines effektiven Gesundheitsschutzes
von Dritten aufgrund der Dringlichkeit (hochdynamisches
Infektionsgeschehen, rasche Ausbreitung der besorgni-
serregen den Omikron-Variante) hier ausnahmsweise nur
zu Gunsten der Anordnung der sofortigen Vollziehung aus-
fallen.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Kreisverwaltung
Südliche Weinstraße, An der Kreuzmühle 2, 76829 Lan-
dau (Pfalz) schriftlich oder nach Maßgabe des § 3a Absatz
2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in elektronischer
Form oder zur Niederschrift erhoben werden.
gez. Dietmar Seefeldt , Landrat
Hinweis:
Aufgrund der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinver-
fügung kommt einem Widerspruch keine aufschiebende
Wirkung zu.
Es wird zudem explizit auf folgende Vorschriften hinge-
wiesen:
§ 23 VersG:
Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbrei-
ten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 des Strafgesetzbuches)

zur Teilnahme an einer öffentlichen Versammlung oder ei-
nem Aufzug auffordert, nachdem die Durchführung durch
ein vollziehbares Verbot untersagt oder die Auflösung an-
geordnet worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
§ 26 VersG:
Wer als Veranstalter oder Leiter
1. eine öffentliche Versammlung oder einen Aufzug trotz

vollziehbaren Verbots durchführt oder trotz Auflösung
oder Unterbrechung durch die Polizei fortsetzt oder

2. eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel
oder einen Aufzug ohne Anmeldung (§ 14) durchführt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft.

§ 29 Abs. 1 Nr. 1 VersG:
Ordnungswidrig handelt, wer an einer öffentlichen Ver-
sammlung oder einem Aufzug teilnimmt, deren Durchfüh-
rung durch vollziehbares Verbot untersagt ist.

Amtsblatt des Landkreises Südliche Wein-
straße Nr. 92 vom 29.12.2021

Öffentliche Bekanntmachung über die Feststellung des
Jahresabschlusses des Eigenbetriebes WertstoffWirt-
schaft des Landkreises Südliche Weinstraße für das Jahr
2020

Ö F F E N T L I C H E B E K A N N T M A C H U N G
über die Feststellung des Jahresabschlusses
des Eigenbetriebes WertstoffWirtschaft des Landkreises
Südliche Weinstraße für das Jahr 2020

- Bekanntmachung vom 29.12.2021 -

Der vom Kreistag am Montag, dem 13. Dezember 2021
nach § 27 Abs. 2 EigAnVO festgestellte Jahresabschluss
des Eigenbetriebes WertstoffWirtschaft des Landkreises
Südliche Weinstraße vom 31.12.2020 ist mit dem Bestäti-
gungsvermerk des Abschlussprüfers versehen.

Gemäß § 27 Abs. 3 EigAnVO für Rheinland-Pfalz vom
05.10.1999 liegt der Jahresabschluss 2020 in der Zeit
vom 10.01.2022 bis zum 19.01.2022 während der Ge-
schäftszeiten bei der Kreisverwaltung Südliche Weinstra-
ße, Dienstgebäude III, Klaus-von-Klitzing Straße 2, 76829
Landau in der Pfalz, Raum 217, zur Einsichtnahme aus.
Eine vorgehende Terminvereinbarung für eine Einsicht-
nahme ist notwendig. Es gelten die 3G-Regeln.

Landau i. d. Pf., den 27.12.2021
Kreisverwaltung Südliche Weinstraße
gez. Dietmar Seefeldt Landrat

BEKANNTMACHUNG
Verbandsgemeinde Herxheim, Verbandsgemeinde Lan-
dau-Land, Verbandsgemeinde Annweiler, Stadt Landau

Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Wasserver-
sorgung „Impflinger Gruppe“ in Herxheim bei Landau für
das Wirtschaftsjahr 2022 vom 13.12.2021

Aufgrund § 7 des Landesgesetzes über die Kommunale
Zusammenarbeit (KomZG) vom 22.12.1982, in der derzeit
gültigen Fassung, i.V.m. §§ 24 und 95 ff. der Gemeinde-
ordnung für Rheinland-Pfalz vom 31.01.1994, in der der-
zeit gültigen Fassung sowie § 17 der Verbandsordnung
vom 17.11.2004, hat die Verbandsversammlung des
Zweckverbandes „Impflinger Gruppe“ am 16.11.2021 fol-
gende Haushaltssatzung für das Wirtschafts¬jahr 2022
beschlossen:

§ 1
Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2022
im Erfolgsplan:
in den Erträgen auf 677.100,00 €

in den Aufwendungen auf 677.100,00 €
im Vermögensplan:

in den Einnahmen auf 1.000.000,00 €
in den Ausgaben auf 1.000.000,00 €

festgesetzt.
§ 2

1. Die vom Zweckverband zu erhebenden Verbrauchsge-
bühren werden für das Wirtschaftsjahr 2022 auf 0,70 €
je cbm gelieferten Wassers fest¬gesetzt. Grundlage für
die Berechnung ist der Verbrauch des Wirtschaftsjah-
res 2022. Eine Endabrechnung erfolgt am Ende des

Wirtschaftsjahres.
2. Die Investitionskostenumlage wird nach der Wasserab-

gabe 2022 erhoben.
3. Es entfallen voraussichtlich auf:

a) die Verbandsgemeinde Herxheim
78,77 % *)=788.000,00 €

4. b) die Verbandsgemeinde Landau-Land
9,94 % *)=99.000,00 €

5. c) die Verbandsgemeinde Annweiler
4,39 % *)=44.500,00 €

6. d) die Stadt Landau
6,90 % *)69.500,00 € 1.000.000,00 €.

*) orientiert an der geschätzten Wasserabgabe 2022 - Ab-
rechnung erfolgt jedoch nach tatsächlicher Wasserliefe-
rung 2022.
7. Auf die voraussichtlichen Verbrauchsgebühren werden

monatliche Vorausleistungen nach der monatlichen
Wasserabgabe erhoben.

8. Auf die voraussichtliche Investitionskostenumlage
werden entsprechend dem Baufortschritt und dem Fi-
nanzbedarf Vorausleistungen erhoben; nach Ende des
Wirtschaftsjahres werden die Vorauszahlungen abge-
rechnet.

9. Die Umsatzsteuer ist in der gesetzlichen Höhe hinzuzu-
rechnen.

§ 3
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der im laufenden
Wirtschaftsjahr zur Aufrechterhaltung des Betriebes in An-
spruch genommen werden darf, wird auf 100.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Diese Haushaltssatzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft.

Herxheim, den 13.12.2021
gez. Hedi Braun, Verbandsvorsteherin

Öffentliche Bekanntmachung des Haushaltsplans für das
Haushaltsjahr 2022
Die öffentliche Bekanntmachung des Wirtschaftsplans für
das Wirtschaftsjahr 2022 des Zweckver¬bandes für Was-
serversorgung “Impflinger Gruppe“ erfolgt durch Ausle-
gung zur jedermanns Ein¬sicht in der Zeit vom 10.01.2022
bis einschließlich 24.01.2022 bei den Verbandsgemein-
dewerken Herxheim, Am Rathaus 6, 76863 Herxheim,
Zimmer 104 (Infozentrale), während der Dienstzeit von
8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
(montags bis 18.00 Uhr,dienstags,mittwochs und freitags
bis 12.00 Uhr).

Herxheim, den 13.12.2021
gez. Hedi Braun, Verbandsvorsteherin

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften zustan-
de gekommen sind, ein Jahr nach der öffentlichen Be-
kanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekom-
men gelten, wenn die Rechtsverletzung nicht innerhalb ei-
nes Jahres nach der öffentlichen Bekanntmachung der
Satzung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver-
letzung begründen soll. schriftlich geltend gemacht wor-
den ist (§ 24 Abs. 6 S. 4 GemO).
Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die öffentliche Bekanntma-

chung der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung
oder Bekanntmachung der Satzung verletzt worden
sind oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichts-
behörde den Beschluss beanstandet oder jemand die
Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften ge-
genüber der Verbandsgemeinde Herxheim, 76863
Herxheim, unter Bezeichnung des Sachverhalts, der
die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-
macht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend
gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend ma-
chen.

Herxheim, den 13.12.2021
gez.
Hedi Braun, Verbandsvorsteherin

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt
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Stellenausschreibungen

f

Bei der Kreisverwaltung Südliche Weinstraße ist zum
nächstmöglichen Zeitpunkt die im Folgenden aufgeführte
Stelle zu besetzen:

Sachbearbeiter (m/w/d)
im Bereich Wertstoffwirtschaft

Entgeltgruppe 7 TVöD | Voraussetzung ist die Ausbildung
zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) oder die er-
folgreich abgelegte Angestelltenprüfung I.
Bewerbungsschluss ist der 31. Januar 2022.
Bitte beachten Sie die detaillierten Einstellungsvorausset-
zungen und weitere Informationen
auf unserer Homepage unter der Rubrik > Aktuelles > Stel-
lenangebote.

Das Forstamt Landau informiert
Alles Gute kommt von oben
4960 Tonnen Kalk sollen Bodenversauerung in den Wäl-
dern der verbandsangehörigen Ortsgemeinden der VG
Landau-Land und teilweise der Verbandsgemeinde Eden-
koben stoppen
Im Zeitraum Januar bis März 2022 plant das Forstamt
Haardt auf rund 1650 Hektar den durch Luftschadstoffe
belasteten Kommunalwald der Ortsgemeinden zu kalken.
Hierzu werden per Hubschrauber pro Hektar rund drei Ton-
nen naturbelassener Magnesiumkalk regionaler Herkunft
ausgebracht. So soll die Bodenversauerung abgepuffert
werden. Für Waldbesuchende besteht keine Gefahr. Auch
Jahre nach der ersten Bodenschutzkalkung und einer
deutlich verbesserten Luftreinhaltepolitik braucht das be-
sagte Waldgebiet auch weiterhin die Hilfe der Forstleute.
Säurealtlasten und aktuell immer noch überhöhte Stick-
stoffeinträge machen den basenarmen Standorten und
den darauf wachsenden Wälder immer noch zu schaffen.
Gekalkt werden die Wälder von Birkweiler, Eschbach,
Frankweiler, Ilbesheim, Leinsweiler, Siebeldingen, Bö-
chingen, Flemlingen, Gleisweiler und Walsheim
Säureeinträge durch in Regenwasser gelöste Luftschad-
stoffe abpuffern
Ziel der Bodenschutzkalkung ist es, die Säureeinträge
durch Luftschadstoffe in den Waldböden abzupuffern,
und eine ausgeglichenere Nährstoffversorgung zu ge-
währleisten. „Damit stabilisieren wir die aufstockenden
Wälder“, so Förster Mario Biwer vom Forstamt Haardt.
Dass dies funktioniert, zeigen unzählige Forschungsvor-
haben. Insbesondere ärmere Waldstandorte weisen durch
die jahrzehntelangen Einträge eine Versauerungsaltlast
auf, die die Waldökosysteme und ihre Funktionen nach
wie vor beeinträchtigen. Untersuchungen der Forschungs-
anstalt für Waldökologie und Forstwirtschaft in Trippstadt
zeigen außerdem, dass die Stickstoffeinträge auf einigen
Standorten die ökologische Belastungsgrenze überstei-
gen. Die Folgen sind vor allem Bodenversauerungen und
Nährstoffungleichgewichte, die zu Vitalitätsverlusten der
Bäume führen können.
Bodenschutzkalkung ist keine Düngung
„Die Bodenschutzkalkung muss gegenüber der in der
Landwirtschaft gebräuchlichen Bodendüngung unter-
schieden werden“, macht Mario Biwer deutlich. Düngung
dient in erster Linie der Steigerung der Ertragskraft guter
Böden, um das Fehlen z. B. eines einzelnen Nährstoffs
auszugleichen. Waldstandorte werden hingegen gekalkt,
um die durch die Stoffeinträge geschädigte Bodenstruktur
zu verbessern, den Regenwurmbesatz zu stärken, die Bo-
denchemie auszugleichen, eine artenreichere Bodenve-
getation zu ermöglichen und die natürliche Verjüngung
der Waldbestände zu fördern.
Detailplanung verhindert unerwünschte Nebenwirkungen
Begrenzte Ausbringungszeiträume, die Dosierung der Auf-

wandmenge, der konsequente Ausschluss von Gewäs-
sern, Bachläufen oder naturschutzrelevanter Waldflächen
sowie die Beachtung von Mindestabständen minimieren
unerwünschte Nebenwirkungen. Im Forstrevier Scharfen-
eck und Haingeraide wird plangemäß ab der 2.Januarwo-
che 2022 mittels Hubschrauber gekalkt - geeignetes Flug-
wetter vorausgesetzt. Für Waldbesuchende kann es kurz-
fristig zu Beeinträchtigungen beim Betreten des Waldes
kommen. Das Forstamt Haardt bittet um Verständnis und
rät dazu während der Arbeiten die betreffenden Waldbe-
reich zu meiden. Der ausgebrachte Naturkalk ist zwar voll-
kommen ungefährlich, gleichwohl kann es durch die Fein-
partikel aber zur Verunreinigung von Kleidungsstücken
kommen.

Annweiler
am Trifels

Bekanntmachung Nr. 1/2022 der
Stadt Annweiler am Trifels in der
Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels

Amtliche Bekanntmachung über die Einberufung von Er-
satzpersonen in den Stadtrat der Stadt Annweiler am Tri-
fels

Vollzug des Kommunalwahlgesetzes – KWG – in der Fas-
sung vom 31. Januar 1994 (GVBI. S. 137), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 22. Dezember 2003 (GVBI. S. 387), BS
2021-1.
- Einberufung einer Ersatzperson in den Stadtrat der

Stadt Annweiler am Trifels –
Herr André Schuster hat sein Mandat als Ratsmitglied des
Stadtrates Annweiler am Trifels mit Wirkung vom
22.11.2021 niedergelegt. Nach § 45 KWG ist eine Ersatz-
person einzuberufen. Als Ersatzperson einberufen wurde
der Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl unter den
noch nicht berufenen Bewerbern auf dem Wahlvorschlag
Freie Wählergruppe der Stadt Annweiler am Trifels e.V
(FWG)
Dies ist:
Herr
Norman Schuck
Burgunderstraße 7
76855 Annweiler-Gräfenhausen
Herr Norman Schuck hat das Ratsmandat angenommen.
Hiermit erfolgt die öffentliche Bekanntmachung gemäß §
66 Abs. 3 Kommunalwahlordnung (KWO).
76855 Annweiler am Trifels, 03.01.2022
Benjamin Seyfried
Stadtbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G Nr. 2/2022
der Stadt Annweiler am Trifels in der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am Trifels

Bebauungsplanverfahren „Kurhausstraße 1. Änderung 1.
Erweiterung“
- Bekanntmachung über die Offenlage gem. § 3 Abs. 2
BauGB
Der Stadtrat hat die Offenlage des o.g. Bebauungsplanent-
wurfes in seiner Sitzung vom 15.Dezember 2021 be-
schlossen.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt nord-
westlich der Ortslage von Bindersbach.
Die Gebietsabgrenzung ist in dem beiliegenden Karten-
ausschnitt, welcher Bestandteil dieser Bekanntmachung
ist, mit einer dicken Linie dargestellt.
Entsprechend § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherstellung
ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren während der COVID-19-Pandemie (Planungssichers-
tellungsgesetz - PlanSiG) wird die Auslegung nach § 3 Abs.
2 BauGB durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt.
Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes
einschließlich der Begründung, sowie der nach Einschät-
zung der Verbandsgemeinde wesentlichen, bereits vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnahmen erfolgt ge-
mäß § 3 Abs. 1 PlanSiG unter
https://www.vg-annweiler.de/buergerservice/aus-dem-
rathaus/offenlage-bauleitplaene/
in der Zeit vom

vom 14. Januar 2022 bis einschl. 14. Februar 2021
Zu der Planung liegen als umweltbezogene Informationen

folgende Unterlagen vor:
- Umweltbericht zum Bebauungsplan,
- Fachbeitrag Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG,
- Immissionsberechnung,
- Luftbilduntersuchung zur Überprüfung des Verdachts-

auf Kampfmittelbelastung von Baugrundflächen,
Baugrunderkundung und Gründungsberatung,
umwelttechnische Bodenuntersuchungen,

- Bericht Radonbelastung in der Bodenluft.
Aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange liegen umweltbezogene Stellungnah-
men folgender Stellen vor:
- Generaldirektion Kulturelles Erbe (Archäologie

und Landesdenkmalpflege),
- Kreisverwaltung Südliche Weinstraße,
- Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Süd,
- Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz.
Inhaltlich befassen sich die umweltbezogenen Stellung-
nahmen mit der Verträglichkeit der vorgesehenen Bebau-
ung zum bestehenden Kurhaus, den Schutzanforderungen
Oberflächengewässer (Bindersbach bzw. Osterbächel),
mit Starkregenwahrscheinlichkeiten und Hochwasser-
schutz, sowie mit der Flächenbewirtschaftung im Zuge des
landesweiten Naturschutzprojekts „Neue Hirtenwege im
Pfälzer Wald“. Zur sachgerechten Behandlung der Stel-
lungnahmen wurden die o.g. Untersuchungen durchge-
führt und in die Umweltprüfung sowie in die Abwägungs-
entscheidung der städtischen Gremien eingestellt.
Gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG wird ein zusätzliches Informati-
onsangebot ermöglicht. Es besteht die Möglichkeit die
Unterlagen bei der Verbandsgemeindeverwaltung Ann-
weiler am Tr., Meßplatz 1, während der Dienstzeit einzuse-
hen.Hierzu bitten wir um vorherige Terminabsprache mit
Herrn Spies, Stabsstelle, 06346/301-147, hpspies@ann-
weiler.rlp.de
Während der Auslegungsfrist kann jedermann Stellung-
nahmen zu dem Entwurf schriftlich, zur Niederschrift oder
elektronisch bei der Verbandsgemeindeverwaltung,
Messplatz 1, 76855 Annweiler am Trifels, vorbringen.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können
bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben
Annweiler am Tr., 29. Dezember 2021
Seyfried, Stadtbürgermeister

Der nachstehende QR-Code führt Sie
direkt auf unsere Homepage. Hier fin-
den Sie die entsprechenden Unterla-
gen.

Anlage zur Bekanntmachung der Stadt Annweiler am Tr.
- Bebauungsplanverfahren Kurhaussstraße 1. Änderung,
1. Erweiterung –
- unmaßstäblicher Auszug aus der Flurkarte
Darstellung des Geltungsbereiches: ----------

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 06.01.2022 um 09:51 erzeugt
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Beglaubigte Abschrift
Amtsgericht Landau in der Pfalz
Abteilung Vollstreckungssachen (lmmobi-
lar) Az.: 3 K 4/21 Landau in der Pfalz,
24.11.2021

Terminsbestimmung:

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Datum Dienstag, 25.01.2022
Uhrzeit 13:30 Uhr
Ort Hohenstaufensaal, Landauer Straße 1,

76855 Annweiler am Trifels

öffentlich versteigert werden:
Grundbucheintragung:

lfd. 1 Nr. 1
Gemarkung Flur, Annweiler
Flurstück 3434/2
Wirtschaftsart u. Lage Landwirtschaftsfläche

Auf dem Leisbühl III. Gewanne
m2 1.910
Blatt 3378BV2
---------------------------------------------------------------------------
lfd. 1 Nr. 2
Gemarkung Flur, Annweiler
Flurstück 2339
Wirtschaftsart u. Lage Waldfläche

Auf dem Leisbühl III. Gewanne
m2 920
Blatt 3378BV3

Lfd. Nr. 1
Objektbeschreibung/Lage (lt Angabe d. Sachverständi-
gen / :
- laut Gutachten unbebaut (Grünland)
- Objektlage laut Gutachten: Auf dem Leisbühl III. Ge-

wanne, 76855 Annweiler ;
Verkehrswert: 1.300,00 €
Lfd. Nr. 2
Objektbeschreibung/Lage (lt Angabe d. Sachverständig
en ) :
- laut Gutachten unbebaut (Wald)
- Objektlage laut Gutachten: Am Bannenberg V. Gewan-

ne, 76855 Annweiler ;
Verkehrswert: 370,00 €
Der Versteigerungsvermerk ist am 22.02.2021 in das
Grundbuc eingetragen worden.
Aufforderung:
Ist ein Recht im Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein
Recht später als der Versteigerungsver­ merk eingetragen,
so muss der Berechtigte es spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Auf­ forderung zur Abgabe von Geboten an-
melden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der
Gläubiger oder der Antragsteller widerspricht. Andernfalls
wird das Recht im geringsten Gebot nicht berücksichtigt
und bei der Verteilung des Versteigerungs erlöses dem An-
spruch des Gläubi­ gers und den übrigen Rechten nachge-
setzt.
Hinweis:
Es ist zweckmäßig, bereits zwei Wochen vor dem Termin
eine genaue Berechnung der Ansprüche an Kapital, Zin-
sen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung
aus dem Grundstück bezweckenden Rechtsverfolgung
mit Angabe des beanspruchten Ran­ ges schriftlich ein-
zureichen oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu erklä-
ren.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstücks,
des Erbbaurechts oder des nach § 55 ZVG mithaftenden
Zubehörs entgegensteht, wird aufge fordert, die Aufhe-
bung oder einstweili­ ge Einstellung des Verfahrens zu er-
wirken, bevor das Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht
dies nicht, so tritt für das Recht der Versteigerungserlös an
die Stelle des versteigerten Gegen­ standes.
Zipf Rechtspfleger
Beglaubigt:(Kubacki),
Justizbeschäftigte
als Urkundsbeamtin der Geschäfts-
stelle
Durch maschinelle Bearbeitung be-
glaubigt - ohne Unterschrift gültig

Bindersbach

Beschlusszusammenfassung
zur 11. Sitzung des Ortsbeirates Stadt
Annweiler am Trifels-Stadtteil Bindersbach
vom 11.10.2021

öffentliche Sitzung
Veröffentlicht werden nachfolgend nur die Tagesord-
nungspunkte, bei denen Beschlüsse gefasst wurden:
3 Beratung und Beschlussfassung über Anbringung

Eingangsüberdachung Anbau Dorfgemeinschaftshaus
Der Ortsbeirat beschloss einstimmig die Beschaffung ei-
nes Pultbogenvordaches gemäß dem Angebot vom Hage-
baumarkt Landau, zum Betrag von 699,00 € zuzüglich
Frachtkosten.
4 Beratung und Beschlussfassung Instandsetzungs-

arbeiten Glockenturm Dorfgemeinschaftshaus
Der Ortsbeirat stimmte dem Angebot der Firma MITT Beda-
chung GmbH, Rinnthal, einstimmig zu. Auftragsvergabe
nach Genehmigung des städtischen Haushalts.

Albersweiler

Bekanntmachung Nr. 19/2021
der Ortsgemeinde Albersweiler
in der Verbandsgemeinde Annweiler am
Trifels

Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen (Ausbaubeitrags-
satzung wiederkehrende Beiträge) vom 29. November
2021

Der Gemeinderat Albersweiler hat aufgrund des § 24 der
Gemeindeordnung (GemO) und der
§§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10 a des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit be-
kannt gemacht wird:
INHALTSÜBERSICHT:
§ 1 Erhebung von Ausbaubeiträgen
§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen
§ 3 Ermittlungsgebiete
§ 4 Gegenstand der Beitragspflicht
§ 5 Gemeindeanteil
§ 6 Beitragsmaßstab
§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstück
§ 8 Entstehung des Beitragsanspruches
§ 9 Vorausleistungen
§ 10 Ablösung des Ausbaubeitrages
§ 11 Beitragsschuldner
§ 12 Veranlagung und Fälligkeit
§ 13 Übergangs- bzw. Verschonungsregelung
§ 14 Öffentliche Last
§ 15 In-Kraft-Treten
Anlage 1
Anlage 2

§ 1 Erhebung von Ausbaubeiträgen
(1) Die Gemeinde Albersweiler erhebt wiederkehrende

Beiträge für die Herstellung und den Aus-bau von Ver-
kehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und
dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Ver-
kehrsanlagen, die der Erneuerung, der Er-weiterung,
dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.
1. „Erneuerung“ ist die Wiederherstellung einer vor-
handenen, ganz oder teilweise unbrauchba-ren, abge-
nutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regel-
mäßigen Verkehrsbedürfnis ge-nügenden Zustand,
2. „Erweiterung“ ist jede flächenmäßige Vergrößerung
einer fertiggestellten Anlage oder deren Ergänzung
durch weitere Teile,
3. „Umbau“ ist jede nachhaltige technische Verände-
rung an der Verkehrsanlage,
4. „Verbesserung“ sind alle Maßnahmen zur Hebung
der Funktion, der Änderung der Verkehrsbe-deutung
i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der
Beschaffenheit und Leistungs-fähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die
Herstellung von Verkehrsanlagen, die nicht nach dem
Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig ist.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit
Kostenerstattungsbeträge nach §§ 135 a-c BauGB zu
erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht er-
hoben, wenn die Kosten der Beitragserhe-bung außer
Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen
stehen.

§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen
(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Stra-

ßen, Wege und Plätze sowie selbststän-dige Parkflä-
chen und Grünanlagen sowie für selbstständige Fuß-
und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbau-
werke, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehö-
rigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahr-
bahndecke und Fußwegbelags.

§ 3 Ermittlungsgebiete
(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen fol-

gender Gebiete bilden jeweils einheitli-che öffentliche
Einrichtungen (Abrechnungseinheiten), wie sie sich
aus dem als Anlage 1 beigefügten Plan ergeben.
1. Die Abrechnungseinheit 1 bildet die Ortslage Al-
bersweiler mit St. Johann.
2. Die Abrechnungseinheit 2 bildet das Gebiet Kol-
chenbach.
Die Begründung für die Ausgestaltung der einheitli-
chen öffentlichen Einrichtungen (Abrechnungs-einhei-
ten) ist dieser Satzung als Anlage 2 beigefügt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrech-
nungseinheit bildenden Verkehrsanlagen nach dem
Durchschnitt der im Zeitraum von 5 Jahren zu erwarten-
den Investitionsaufwendungen in den Abrechnungs-
einheiten nach Abs. 1 ermittelt.

§ 4 Gegenstand der Beitragspflicht
Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich,
industriell oder in ähnlicher Weise nutz-baren Grundstü-
cke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer
Zufahrt oder eines Zu-gangs zu einer in der Abrechnungs-
einheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

§ 5 Gemeindeanteil
Der Gemeindeanteil beträgt 25 %.

§ 6 Beitragsmaßstab
(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für

Vollgeschosse. Der Zuschlag je Vollgeschoss beträgt
15 v. H.; für die ersten beiden Vollgeschosse beträgt
der Zuschlag einheitlich 30 v. H.
Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollge-
schosse im Sinne der Landesbauordnung.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:
1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücks-
fläche. Ist das Grundstück nur teilweise überplant und
ist der unbeplante Grundstücksteil dem Innenbereich
nach § 34 BauGB zuzuordnen, gilt als Grundstücksflä-
che die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf. ent-
sprechend anzuwenden.
2. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu be-
rücksichtigen:
a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage an-
grenzen, die Fläche von dieser bis zu ei-ner Tiefe von 40
m.
b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage
angrenzen, mit dieser aber durch ei-nen eigenen Weg
oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterlieger-
grundstück), die Fläche von der zu der Verkehrsanlage
hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von
40 m.
c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemä-
ßige Verbindung darstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberück-
sichtigt.
d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten
Tiefenbegrenzungslinie liegenden Grundstücksteile
aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in
ähnlicher Weise selbständig nutzbar (Hinterbebauung
in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer Tiefe
von 80 m zugrunde gelegt.
Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sin-
ne selbständig nutzbar und geht die tatsächliche bau-
liche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung
der innerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden Grund-
stücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)
und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegren-
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zungslinie zur hinteren Grenze der tatsächlichen Nut-
zung. Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 ange-
ordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie tatsächlich
baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt,
so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hint-
eren Grenze der tatsächlichen Nutzung.
3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die
Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz, Camping-
platz, Dauerkleingarten oder Friedhof festgesetzt ist,
die Fläche des im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles
vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstücken, die innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des
Grundstücks – gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung – ver-
vielfacht mit 0,5.“

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:
1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungs-
plan festgesetzte zulässige Zahl der Vollge-schosse zu-
grundegelegt.
2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht
die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine Baumassen-
zahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzu-
lässige Baumassenzahl. Ist auch eine Baumassenzahl
nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen
Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die
durch 3,5 geteilte höchstzulässige Trauf- oder First-hö-
he. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzu-
lässige Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine
Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt
der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außen-
wand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.
Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abge-
rundet.
3. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt
a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse; ist
ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tat-
sächlich verwirklich-te Vollgeschosszahl höher als die
in der näheren Umgebung, so ist die tatsächlich ver-
wirk-lichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen.
b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind,
die Zahl von zwei Vollgeschossen. Dies gilt für Türme,
die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriel-

len Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen,
entsprechend.
4. Ist nach den Nummern 1 – 3 eine Vollgeschosszahl
nicht feststellbar, so ist die tatsächlich vor-handene Trauf-
höhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf
ganze Zahlen auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt
der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der
seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte
zu messen.
5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine
sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die au-ßerhalb von
Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden
(z.B. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freibäder, Friedhö-
fe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl
der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens je-
doch ein Vollgeschoss.
6. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stell-
plätze errichtet werden dürfen, gilt die festgesetzte Zahl
der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist,
die tatsächliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzge-
schosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.
7. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzun-
gen nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, wer-den zur Ermittlung
der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend ange-
wandt, wie sie be-stehen für
a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der
Satzung Bestimmungen über das zu-lässige Nutzungs-
maß getroffen sind,
b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Be-
stimmungen über das zulässige Nut-zungsmaß enthält.
8. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch
Umrechnung ergebenden Vollgeschosse gilt, wenn sie hö-
her ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehen-
den Regelungen.
9. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit un-
terschiedlicher Zahl von Vollgeschossen zulässig oder
vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vor-
handene Zahl.
(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriege-

bieten wird die nach den vorstehenden Re-gelungen er-

mittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H.
erhöht. Dies gilt entsprechend für ausschließlich ge-
werblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte
Grundstücke in sonsti-gen Baugebieten.
Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher
Weise genutzten Grundstücken (gemischt genutzte
Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich
die Maßstabsdaten um 10 v.H.

§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke
(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach § 13 dieser

Satzung verschonten Verkehrsanlage er-schlossen
sind als auch von einer oder mehreren weiteren Ver-
kehrsanlage(n) der Abrechnungs-einheit erschlossen
sind, werden nur mit 50 % ihrer gewichteten Grund-
stücksfläche angesetzt.

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen
nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 die-
ser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs.
1 nur für die sich überschneidenden Grundstücksteile.

§ 8 Entstehung des Beitragsanspruches
Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezem-
ber für das abgelaufene Jahr.

§ 9 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der

Gemeinde Albersweiler Vorausleistungen auf wieder-
kehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtli-
chen Beitragshöhe für das laufende Jahr bemessen.

§ 10 Ablösung des Ausbaubeitrages
Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für
einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren vereinbart werden.
Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu erwar-
tenden Kostenentwick-lung die abgezinste voraussichtli-
che Beitragsschuld zugrunde gelegt.

§ 11 Beitragsschuldner
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntga-

be des Beitragsbescheides Eigentümer oder dinglich
Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.
§ 12 Veranlagung und Fälligkeit

(1 ) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistun-
gen darauf werden durch schriftlichen Bescheid fest-
gesetzt und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:
1. die Bezeichnung des Beitrages,
2. den Namen des Beitragsschuldners,
3. die Bezeichnung des Grundstückes,
4. den zu zahlenden Betrag,
5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter
Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des Gemeinde-
anteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser
Satzung,
6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,
7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last
auf dem Grundstück ruht, und
8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender
Beiträge können durch besonderen Bescheid (Feststel-
lungsbescheid) festgestellt werden.

§ 13 Übergangs- bzw. Verschonungsregelung
(1) Gemäß § 10a Abs. 6 KAG wird festgelegt, dass Grund-

stücke, vorbehaltlich § 7 Absätze 1 und 2 dieser Sat-
zung, erstmals bei der Ermittlung des wiederkehren-
den Beitrages berücksichtigt und beitragspflichtig wer-
den, nach
a) 20 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrs-
anlage,
b) 15 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,
c) 10 Jahren bei Herstellung des Gehweges,
d) 5 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw.
durchgeführten Veranlagungen für Grunder-werb, Stra-
ßenoberflächenentwässerungskosten oder anderer
Teilanlagen.
Die Übergangsregelung bei Maßnahmen nach den
Buchst. a) bis d) gilt auch bei der Erneuerung, der Er-
weiterung, dem Umbau und der Verbesserung von Ver-
kehrsanlagen. Erfassen eine oder mehrere Maßnah-
men mehrere Teileinrichtungen, so findet eine Addition
der unter den Buchsta-ben b) bis d) aufgeführten Ver-
schonungsfristen nicht statt; es gilt dann die jeweils er-
reichte höhe-re Verschonungsdauer.
Die Übergangsregelung beginnt jeweils zu dem Zeit-
punkt, in dem die sachlichen Beitragspflichten für die
Erschließungsbeiträge nach dem BauGB bzw. für die
Ausbaubeiträge nach dem KAG ent-standen sind.

(2) Erfolgte die Herstellung der Verkehrsanlage aufgrund
von Verträgen (insbes. Erschließungsver-träge), so
wird gem. § 10 a Abs. 6 Satz 1 KAG die Verschonungs-
dauer auf 20 Jahre festgesetzt. Die Übergangsregelung
gilt ab dem Zeitpunkt, in dem Prüfung der Abrechnung
der vertraglichen Leis-tung und die Widmung der Ver-
kehrsanlage erfolgt sind.

(3) Bei Grundstücken, die in einem förmlich festgelegten
Sanierungsgebiet zu Ausgleichsbeträgen herangezo-
gen werden bzw. worden sind, wird gem. § 10 a Abs. 6
Satz 1 KAG die Verschonungs-dauer anhand des Um-
fangs der einmaligen Belastung wie folgt festgelegt:
0,01 bis 2,00 € pro qm Grundstücksfläche – zwei Jahre
Verschonung
2,01 bis 4,00 € pro qm Grundstücksfläche – vier Jahre
Verschonung
4,01 bis 6,00 € pro qm Grundstücksfläche – sechs Jah-
re Verschonung
6,01 bis 8,00 € pro qm Grundstücksfläche – acht Jahre
Verschonung
8,01 bis 10,00 € pro qm Grundstücksfläche – zehn Jah-
re Verschonung
10,01 bis 12,00 € pro qm Grundstücksfläche – zwölf
Jahre Verschonung
12,01 bis 14,00 € pro qm Grundstücksfläche – 14 Jahre
Verschonung
14,01 bis 16,00 € pro qm Grundstücksfläche – 16 Jahre
Verschonung
16,01 bis 18,00 € pro qm Grundstücksfläche – 18 Jahre
Verschonung
Mehr als 18,00 € pro qm Grundstücksfläche – 20 Jahre
Verschonung

Die Verschonung beginnt zu dem Zeitpunkt des Entste-
hens der sachlichen Ausgleichsbetragspflich-ten.
§ 14 Öffentliche Last
Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öf-
fentliche Last auf dem Grundstück.

§ 15 In-Kraft-Treten
(1) Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2022 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung wieder-

kehrender Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen
(Ausbaubeitragssatzung) der Ortsgemeinde Alberswei-
ler vom 01. Juni 2015 außer Kraft.

(Soweit Beitragsansprüche nach vorhergehenden Satzun-
gen entstanden sind, bleiben diese hiervon unberührt und
es gelten insoweit für diese die bisherigen Regelungen
weiter.

76857 Albersweiler, 21.12.2021
Ortsgemeinde Albersweiler
Ausgefertigt:
Ernst Spieß, Ortsbürgermeister
Anlage 1
Plan zur Abgrenzung der Abrechnungsgebiete (§ 3 Abs. 1
S. 1 der Satzung)
Abrechnungseinheit Albersweiler mit St. Johann sowie Ge-
biet Kolchenbach
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Anlage 2
Begründung gemäß § 3 Abs. 1 S. 2 der Satzung
Unter Berücksichtigung der vom Bundesverfassungsge-
richt aufgestellten verfassungsrechtlichen Anforderungen
(Beschluss vom 25. Juni 2014 – 1 BvR 2104/10) und unter
Berücksichtigung der Ur-teile des Oberverwaltungsgerich-
tes Rheinland-Pfalz, Aktenzeichen 6 C 10719/19.OVG
vom 04.06.2020, sowie Aktenzeichen 6 C 10927/19 OVG
vom 04.06.2020, werden sämtliche zum Anbau bestimm-
te Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes zu einer öf-
fentlichen Einrichtung zusammen-gefasst. Die Einwohner-
zahl von 3.000 je Abrechnungseinheit stellt hier ein Orien-
tierungswert dar.
Die Gesamteinwohnerzahl von Albersweiler betrug am 05.
Juli 2021 lt. statistischer Auswertung der Einwohnermel-
dedaten insgesamt 2.063 Einwohner. In der Ortsgemein-
de Albersweiler werden zwei Abrechnungseinheiten gebil-
det.
1. Abrechnungseinheit 1 – Ortslage Albersweiler mit St.
Johann
2. Abrechnungseinheit 2 – Gebiet Kolchenbach

Maßgeblicher Grund hierfür ist die Tatsache, dass es sich
bei der Abrechnungseinheit 2 um ein in seiner Lage deut-
lich abgrenzbares Gebietsteil mit einer erheblichen Ent-
fernung von den eine Ein-heit bildenden Verkehrsanlagen
der Abrechnungseinheit 1 handelt.
Generell ist festzuhalten, dass sich innerhalb der Gemein-
de Albersweiler keine Bahnlinien, Flüsse, relevante Au-
ßenbereichsflächen oder sonstige räumliche trennende
Zäsuren befinden, welche ei-ne Aufteilung in mehrere Ab-
rechnungseinheiten rechtfertigen würden. Die durch den
Ort verlau-fende klassifizierte Straße bewirkt zudem kei-
nen Zerfall des räumlichen Zusammenhangs – im Gegen-
teil, ihr kommt sogar verbindende Wirkung der gesamten
Ortslage zu. Die innerdörfliche Infrastruktur wie z.B. die
Kindertagesstätte, kirchliche Einrichtungen, Grundschu-
le, Gemeindehaus, etc. sowie die Verkehrsströme, gebie-
ten ein Festhalten an der Bildung einer einheitlichen öf-
fentli-chen Abrechnungseinheit, da die zentralen Einrich-
tungen von sämtlichen Anliegern der Abrech-nungsein-
heit genutzt werden können.
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss
vom 25. Juni 2014 entschieden, dass zum einen wieder-
kehrende Straßenausbaubeiträge nach § 10 a KAG RLP
verfassungsrechtlich zulässig sind und zum anderen,
dass die Bildung einer einheitlichen Abrechnungseinheit
für Straßenaus-baubeiträge zulässig ist, wenn mit den Ver-
kehrsanlagen ein konkret-individuell zurechenbarer Vor-
teil für das beitragsbelastete Grundstück verbunden ist.
Das Oberverwaltungsgericht hat in seinen Urteilen vom
04. Juni 2020 verdeutlicht, dass die Fest-legung einer ein-
zigen einheitlichen öffentlichen Einrichtung der Anbaust-
raßen nicht gegen § 10 a KAG verstößt. Gemäß der vorge-
nannten Ermächtigungsgrundlage erheben die Gemein-
den wiederkehrende Beiträge für den Ausbau öffentlicher
und zum Anbau bestimmter Straßen, Wege und Plätze
(Verkehrsanlagen) in einheitlichen öffentlichen Einrich-
tungen, die durch das Zusam-menfassen, mehrerer, in ei-
nem abgrenzbaren und räumlich zusammenhängenden
Gebietsteil lie-gender Verkehrsanlagen des Gemeindege-
bietes gebildet werden. Die Bildung einer einzigen ein-
heitlichen öffentlichen Einrichtung der Anbaustraßen
stellt vor allem in dörflichen oder kleinstäd-tischen Ab-
rechnungseinheiten ein Indiz für das Bestehen der bei-
tragsrechtlich erforderlichen Vor-teilslage dar.
Der Ortsgemeinderat hat daher in Wahrnehmung seines
Selbstverwaltungsrechts unter Beachtung der örtlichen
Gegebenheiten gemäß § 3 der Satzung geregelt, dass es
sich bei den Abrechnungs-einheiten um zwei unterschied-
liche einheitliche öffentliche Einrichtungen handelt und
diese somit als eigenständige Ermittlungsgebiete für die
wiederkehrenden Beiträge auszuweisen sind.
Hinweis: Zu der Bekanntmachung der vorstehend abge-
druckten Satzung wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4 der Ge-
meindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) auf folgendes
hingewiesen:
Sollte die Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der GemO oder auf-grund der GemO zu-
stande gekommen sein, gilt sie ein Jahr nach der Bekannt-
machung als von An-fang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung,

die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekannt-

machung der Satzung verletzt worden sind,
oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbe-

hörde den Beschluss beanstandet oder jemand die
Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften ge-
genüber der Verbandsgemein-deverwaltung, Mess-
platz 1, 76855 Annweiler am Trifels unter Bezeichnung
des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll,
schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend ge-
macht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

76855 Annweiler am Trifels, 21. Dezember 2021
Verbandsgemeindeverwaltung

Christian Burkhart, Bürgermeister

Dernbach

Beglaubigte Abschrift

Amtsgericht Landau in der Pfalz
Abteilung Vollstreckungssachen (lmmobilar)
Az.: 2 K 12/17 Landau in der Pfalz, 15.12.2021

Terminsbestimmung:

Lfd. Nr. 1 Gemarkung Dernbach Flurstück 245
Objektbeschreibung/Lage (lt Angabe d. Sachverständi-
gen):
- laut Gutachten bebaut mit einem Einfamilienhaus (aus-
schließlich zu Wohnzwecken genutzt; eingeschossig ; un-
terkellert ; ausgebautes Dachgeschoss; freistehend) und
Schuppen
- Objektadresse laut Gutachten: Forststraße 11, 76857
Dernbach;
Verkehrswert:45.000,00 €
Lfd. Nr. 2 Gemarkung Dernbach Flurstück 349/1, Flur-
stück 349/2
Objektbeschreibung/Lage ([t Angabe d. sachverständi-
gen);
- laut Gutachten ist das Flurstück 349/2, Gemarkung
Dernbach, mit einer Garage bebaut, das Flurstück 349/1,
Gemarkung Dernbach, ist unbebaut
- lt. vorl. Unterlagen weist der Flächennutzungsplan für
das Flurstück 349/2, Gemarkung Dernbach, für ca. 580 qm
eine gemischte Baufläche aus; der Rest des Grundstücks
ist als Grünflä­ che ausgewiesen -
- Objektlage laut Gutachten: angrenzend an Objekt Forst-
straße 11, 76857 Dernbach;
Verkehrswert:29.300,00 €
Der Versteigerungsvermerk ist am 24.02.2017 in das
Grundbuch eingetragen worden.
Aufforderung: Ist ein Recht im Grundbuch nicht vermerkt
oder wird ein Recht später als der Versteigerungsver­ merk
eingetragen, so muss der Berechtigte es spätestens im
Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe
von Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft ma-
chen, wenn der Gläubiger oder der Antragsteller wider-
spricht. Andernfalls wird das Recht im geringsten Gebot
nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteige-
rungserlöses dem Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt. ·
Hinweis: Es ist zweckmäßig, bereits zwei Wochen vor dem
Termin eine genaue Berechnung der Ansprüche an Kapi-
tal, Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedi-

gung aus dem Grundstück bezweckenden Rechtsverfol-
gung mit Angabe des beanspruchten Ranges schriftlich
einzureichen oder zu Protokoll der Geschäftsstelle zu er-
klären. Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des
Grundstücks, des Erbbaurechts oder des nach § 55 ZVG
mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert,
die Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfah-
rens zu erwirken, bevor das Gericht den Zuschlag erteilt.
Geschieht dies nicht, so tritt für das Recht der Versteige-
rungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.
Walther Rechtspflegerin
Beglaubigt:

Eußerthal

Beschlusszusammenfassung zur
11. Sitzung des Ortsgemeinderates Orts-
gemeinde Eußerthal vom 15.09.2021

öffentliche Sitzung

Veröffentlicht werden nachfolgend nur die Tagesord-
nungspunkte, bei denen Beschlüsse gefasst wurden:

4 Beratung und Beschlussfassung über die Satzung von
Wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von
Verkehrsanlagen
Vorlage: 05/177/IV/476/2021

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die der Original-
niederschrift beiliegende Satzung zur Erhebung von wie-
derkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsan-
lagen für die Ortsgemeinde Eußerthal.
5 Beratung und Beschlussfassung der Friedhofssatzung
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die der Original-
niederschrift beiliegende Friedhofssatzung.
6 Beratung und Beschlussfassung der Satzung über

die Erhebung von Friedhofsgebühren
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die der Original-
niederschrift beiliegende Satzung einschließlich der o.g.
Änderungen über die Erhebung von Friedhofsgebühren.
7 Beratung und Beschlussfassung Erwerb des

Zertifikats „Gemeinde unter den Sternen“
Aufgrund der erfolgten Umstellung der Straßenbeleuch-
tung auf LED-Technik beschließt der Gemeinderat einstim-
mig „Gemeinde unter den Sternen“ zu werden.
Die Verwaltung wird beauftragt, diese Beschlussfassung
an das Biosphärenreservat Pfälzerwald zur Prüfung der
Einhaltung der Kriterien und Erteilung des Zertifikats wei-
terzuleiten.
9 Auftragsvergaben
9.1 Beschluss über Ersatzbeschaffung Rasenmäher für

Friedhof
Der Gemeinderat beschließt einstimmig einen neuen Ra-
senmäher der Marke STIHL i. H. v. 818,20 inkl. MwSt. zu
beschaffen.

Ramberg

Beschlusszusammenfassung zur
12. Sitzung des Ortsgemeinderates Orts-
gemeinde Ramberg vom 27.10.2021

öffentliche Sitzung

Veröffentlicht werden nachfolgend nur die Tagesord-
nungspunkte, bei denen Beschlüsse gefasst wurden:
2 Forstangelegenheiten - Beratung und Beschlussfas-

sung über die Verwendung der Bundeswaldprämie
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, den Vor-
schlag des Ortsbürgermeisters zur Verwendung der Bun-
deswaldprämie anzunehmen.
3 Beratung und Beschlussfassung über den Forsthaus-

halt 2022
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig die Annahme
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des vorgelegten Forsthaushalts für das Jahr 2022.
4 Nachwahlen Ausschussmitglieder
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig die öffentli-
che Abstimmung.
4.1 ordentliches Mitglied in den Haupt- und Finanzaus-

schuss
Der Ortsgemeinderat beschließt mit 8 JA-Stimmen und 1
Enthaltung die Aufnahme von Marie Luise Grünenwald als
neues Mitglied in den Haupt- und Finanzausschuss.
Ortsbürgermeister Munz hat bei dieser Abstimmung nicht
mitgestimmt.
4.2 stellvertretendes Mitglied in den Ausschuss Liegen-

schaften, Bau und Planung je ein stellvertretendes
Mitglied Bürger und Ratsmitglied

Der Ortsgemeinderat beschließt
• mit 7 JA-Stimmen und 2 Enthaltungen die Aufnahme von

Marie Luise Grünenwald als neues stellv. Ausschussmit-
glied als Vertreterin des Gemeinderates

mit 8 JA-Stimmen und 1 Enthaltung die Aufnahme von Jörg
Joneit als neues stellv. Ausschussmitglied als Vertreter
der Bürgerinnen und Bürger
Ortsbürgermeister Munz hat bei der Abstimmung nicht
mitgestimmt
4.3 stellvertretendes Mitglied in den Rechnungs-

prüfungsausschuss - Bürger/-in
Der Ortsgemeinderat beschließt mit 7 JA-Stimmen und 2
Enthaltungen die Aufnahme von Marie Luise Grünenwald
als Ratsmitglied in den Rechnungsprüfungsausschuss.
Ortsbürgermeister Munz hat bei der Abstimmung nicht
mitgestimmt.
5 Rechtsangelegenheiten
5.1.1 Bestätigung Widerspruch
Der Ortsgemeinderat beschließt mit 8 JA-Stimmen und 1
NEIN-Stimme, über die Verbandsgemeindeverwaltung Wi-
derspruch gegen das Schreiben der Kommunalaufsicht
vom 29.07.2021 einzulegen.
Als Betroffener hat Ortsbürgermeister Munz bei der Ab-
stimmung nicht mitgestimmt.
5.1.2 Beratung und Beschlussfassung über die Beauftra-

gung eines Rechtsanwaltes
Der Ortsgemeinderat beschließt mit 9 JA-Stimmen und 1
NEIN-Stimme dass Rechtsanwalt Roth über die Verbands-
gemeindeverwaltung zur Wahrung der Interessen der Orts-
gemeinde beauftragt werden soll.
5.2 Beratung und Beschlussfassung über eine Stellung-

nahme zu erfolgten bzw. nicht erfolgten Maßnahmen
der Kommunalaufsicht

Der Ortsgemeinderat beschließt mit 9 JA-Stimmen und 1
NEIN-Stimme, den Beschlussvorschlag des Ortsbürger-
meisters umzusetzen.
6 Bauangelegenheiten
6.2 Beratung und Beschlussfassung über eine Stellung-

nahme zu den bauaufsichtlichen Maßnahmen des
Landkreises

Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig die Forde-
rung der Ortsgemeinde Ramberg an die Kreisverwaltung,
der Ortsgemeinde Ramberg ein schriftliches Konzept für
den Außenbereich zukommen zu lassen.
6.3 Beratung und Beschlussfassung über Entscheidun-

gen der Baubehörde im Rahmen des § 34 Baugesetz-

buch (BauGB)
Der Ortsgemeinderat stimmt mit 9 JA-Stimmen und 1 Ent-
haltung für die Stellungnahme in der von Ortsbürgermeis-
ter Munz vorgeschlagenen Form.
6.4 weitere Bauangelegenheiten
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig die Zustim-
mung zu der beantragten Nutzungsänderung.
7 Auftragsvergaben
7.1 Beratung und Beschlussfassung über innerörtlichen

Bebauungsplan
Der Ortsgemeinderat beschließt mit 9 JA-Stimmen und 1
Enthaltung den innerörtlichen Bebauungsplan gem. Be-
schlussvorlage.
7.2 Beratung und Beschlussfassung über die Umgestal-

tung Kreuzung Kreuzwoogstraße/Schloßbergstra-
ße, Abriss Gebäude
Vorlage: 08/124/IV/483/2021

Der Ortsgemeinderat beschließt mit 9 JA-Stimmen und 1
Enthaltung, dem günstigsten Bieter den Auftrag zu ertei-
len.
7.3 Beratung und Beschlussfassung über die Umgestal-

tung Kreuzung Kreuzwoogstraße/Schloßbergstra-
ße, Demontage Dachständer

Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, dem vorlie-
genden Beschlussvorschlag zuzustimmen.
7.4 Beratung und Beschlussfassung über die Umgestal-

tung Kreuzung Kreuzwoogstraße/Schloßbergstraße,
Straßenlampe

Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, dem vorlie-
genden Beschlussvorschlag zuzustimmen.
7.5 Informationen Sachstand Burgbeleuchtung

Ramburg
Der Ortsgemeinderat stimmt einstimmig für die Aufhe-
bung des Vergabeverfahrens.
7.6 weitere Auftragsangelegenheiten
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig die Vergabe
der Reparaturarbeiten an die im Sachverhalt beschriebe-
ne Installationsfirma.
8 Beratung und Beschlussfassung über eine Stellung-

nahme zum bisherigen Ablauf des Breitbandausbaus
Der Ortsgemeinderat beschließt einstimmig, die Verwal-
tung zu bitten, den Sachverhalt und die Fragen dazu an die
zuständigen Behörden weiterzuleiten.
9 Mietangelegenheiten; Beratung und Beschlussfas-

sung über die Anpassung der Mieten gemeindeeigene
Wohnungen

Der Ortsgemeinderat beschließt mit 9 JA-Stimmen und 1
Enthaltung die Anpassung der Mieten der gemeindeeige-
nen Wohnungen im vom Ortsbürgermeister vorgeschlage-
nen Umfang.

Waldhambach

B e k a n n t m a c h u n g
Nr. 1/2022 der Ortsgemeinde Waldham-
bach in der Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels

a) über die Versammlung der Jagdgenossenschaft Wald-
hambach

b) über die Auslegung des Grundflächenverzeichnisses
a) Alle Grundstückseigentümer/innen des gemeinschaft-

lichen Jagdbezirkes Waldhambach, die gem. § 9 Abs. 1
des Bundesjagdgesetzes vom 29.09.1976 (BGBL. S.
2849) eine Jagdgenossenschaft bilden, werden hier-
mit zu der am
Freitag, 28. Januar 2022, um 19.00 Uhr,
im Dorfgemeinschaftshaus Waldhambach, Am Sport-
platz 9, 76857 Waldhambach,
stattfindenden Genossenschaftsversammlung einge-
laden.

Die Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der an-
wesenden Jagdgenossen beschlussfähig. Die Beteiligten
haben sich durch einen gültigen Lichtbildausweis, Vertre-
ter zudem mit Vertretungsvollmacht zu legitimieren.
Es gelten die allgemeinen Hygienebestimmungen und
Schutzmaßnahmen entsprechend der zu diesem Zeit-
punkt gültigen Corona-Bekämpfungsverordnung des
Landes Rheinland-Pfalz. Durch Überprüfung und Einhal-
tung dieser Regeln, Erfassung der Kontaktdaten sowie der
Stimmen-/Flächenanteile kann es beim Einlass zu Warte-
zeiten kommen.

Tagesordnung:
1. Bericht des Vorstandes
2. Beratung und Beschlussfassung über die Jagdverpach-

tung (Weiterverpachtung/Ausschreibung)
3. Verschiedenes
Weitere Anfragen/Anträge zur Tagesordnung sind schrift-
lich spätestens bis zum Versammlungstermin beim Jagd-
vorsteher Otmar Grüßert, Am Wingertsberg 14, 76857
Waldhambach einzureichen.

b) Das Grundstücksflächenverzeichnis liegt in der Zeit
vom 06.01.2022 bis einschließlich 28.01.2022 bei der
Verbandsgemeindeverwaltung Annweiler am Trifels,
Messplatz 1, 76855 Annweiler am Trifels, zur Einsicht
aller Jagdgenossen aus. Einsprüche sind nur innerhalb
dieser Frist möglich. Das Verzeichnis gilt mit dem Ab-
lauf der First als festgestellt, wenn bis dahin keine Ein-
sprüche erhoben werden.

Bitte beachten Sie, dass aufgrund der derzeitigen Situati-
on vor Einsichtnahme unbedingt eine vorherige telefoni-
sche Terminabsprache erforderlich ist (06346 301140).
Es sind die im Rathaus der Verbandsgemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels geltenden Zugangsregelungen zu be-
achten.

Waldhambach, 14.12.2021
Otmar Grüßert
Jagdvorsteher
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Elektrizitätsversorgung 0 63 46/30 09 - 16
Stadt Annweiler am Trifels mit Stadtteilen und der
Ortsgemeinde Wernersberg und Ortsgemeinde Gossersweiler-Stein

Wasserversorgung 0 63 46/30 09 - 17
Stadt- und Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels

Rufbereitschaft der Stadt- und Verbandsgemeindewerke Annweiler am Trifels

Gasversorgung 0 63 41/2 89 - 1 92
Stadt Annweiler am Trifels und Stadtteil Queichhambach

Kläranlagen der Verbandsgemeindewerke 0 63 46 / 30 09-18
Die Stadt- und Verbandsgemeindewerke Annweiler am Trifels sind wäh-

rend der allgemeinen Öffnungszeiten erreichbar unter: 0 63 46 / 30 09-0

Meldungen an die nachstehenden Rufnummern bzw. in dringenden Fällen über den Polizeinotruf 110

Ende des amtlichen Teils
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